














































































Die Arbeit beschäftigt sich mit der Darstellung von Arbeitslosengeld II-
Empfängern in der „BILD“. Durch die Untersuchung der Berichterstattung zwi-
schen 2005 und 2010, soll sie einen Beitrag zum gesellschaftspolitischen Me-
dienverständnis liefern. Die Idee dafür entstand aus der Beobachtung, dass es 
über das Thema „Hartz IV“ immer wieder zu einer sachentfremdeten, personi-
fizierten medial geführten Debatte kam. Die Hintergründe für diese gesell-
schaftspolitische Kommunikation werden in dieser Arbeit an Hand der reich-
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„Hartz IV“! Dieses Thema ist ständiger Aufhänger in den Medien, seit es 
2002 im Zuge des Hartz - Konzeptes das erste Mal auftauchte. Immer wieder 
rückt es in den Mittelpunkt der tagesaktuellen Medien. Immer wieder wird in 
Politik und Gesellschaft darüber diskutiert, debattiert und gestritten. Die Inten-
sität und Präsenz der Problematik zeigt sich darin, dass „Hartz IV“ 2004 von 
der „Gesellschaft für deutsche Sprache“ zum Wort des Jahres gewählt wur-
de.1 „Hartz IV“ bezeichnet umgangssprachlich die einschneidendste Reform 
des Sozialstaates in der Geschichte der Bundesrepublik, bei der mit dem vier-
ten und letzten „Gesetz zur Reform des Arbeitsmarktes“ die Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe zum 1. Januar 2005 zusammengelegt wurden. Auch die Grundsi-
cherungsleistungen (Alg II) bzw. der Lebensumstand, in dem eine Person auf 
diese Hilfsleistungen angewiesen ist, werden mit „Hartz IV“ betitelt. Einerseits 
ist es ein Synonym für Sozialabbau, politische Härte und wachsendes Armuts-
risiko.2 Andererseits steht es für einen Lebenszustand des „Sozialschmarot-
zertums“, der seinen Weg mit dem Verb „hartzen“3 bereits in den deutschen 
Sprachgebrauch gefunden hat. Immer wieder versteift sich die Kontroverse 
darauf, den Hilfeempfängern die eigentliche Schuld an der arbeitsmarktpoliti-
schen Situation zuzuweisen4 oder sie werden als Verlierer der Globalisierung 
vorgeführt und bemitleidet.5 Doch was ist wahr an diesen Behauptungen und 
aus welcher Motivation heraus werden sie gemacht? Durch die mediale 
Kommunikation der Unterstellungen wurde ein zweideutiges Image eines 
„Hartz IV“-Empfängers geschaffen. Fraglich ist, ob die Medien dazu beigetra-
gen haben, die Stereotype zu erschaffen und den Personenkreis der Arbeits-
losengeld II-Empfänger als gesellschaftlichen Sündenbock bzw. Verlierer zu 
etablieren. Grundlegend ist natürlich zu betrachten, ob Vorwürfe bzw. Mitleid 
überhaupt berechtigt sind. Dabei muss man beachten, dass der Sozialmiss-
brauchsbegriff zusätzlich auf zwei unterschiedlichen Ebenen diskutiert wird. 
Bei einer sogenannten Leistungsmissbrauchsdebatte, stellt sich die Frage 
nach der Rechtmäßigkeit des Leistungsbezugs, also nach einem juristischen 
Problem. Im Gegensatz dazu handelt es sich bei einer Missbrauchsdebatte 
                                                            
1 Gesellschaft für deutsche Sprache, 2004  
2 z.B. Grabka, Markus M./Frick, Joachim R. 2010 
3 Langenscheidt Verlag 2009 
4 z.B. Westerwelle 2010 





um die Frage nach sozialethischen Aspekten der Leistungsinanspruchnahme. 
Eine Vielzahl von rechtlich legalen Leistungsbezügen wird von gesellschaftli-
cher Seite als illegitim begriffen. Werden diese zwei Ebenen vermischt, ent-
steht eine undifferenzierte Debatte. 
 
Bekannt dafür, besonders polarisierend und meinungsbildend zu agieren, 
ist die „BILD“. Als das auflagen- und reichweitenstärkste Printmedium 
Deutschlands hat sie einen großen Einfluss auf gesellschaftspolitische Dis-
kussionen, wie „Hartz IV“. Von politischen Akteuren wird die „BILD“ immer 
wieder genutzt, um ihre Meinungen und Aussagen populär zu machen und 
somit die größtmögliche Öffentlichkeitswirksamkeit zu erzielen. Es gilt zu un-
tersuchen, wann, wie oft und wie die „BILD“ die Debatte über die „Hartz IV“-
Empfänger thematisiert hat und welches eigentliche Ziel sie bzw. die politi-
schen Akteure damit verfolgten. Des Weiteren ist zu prüfen, welche Darstel-
lungsformen das Printmedium für die Hilfeempfänger benutzt hat. 
 
Als Grundlage für die Untersuchung wird im ersten Kapitel das Medien-
thema „Hartz IV“ analysiert. Ein Überblick über die momentane politische und 
rechtliche Situation soll einen ersten Zugang zum Thema geben. Anschlie-
ßend soll eine kurze Bilanz der politischen und gesellschaftlichen Entwicklung 
nach fünf Jahren „Hartz IV“ zeigen, wie sich die Inhalte der Reform in der Rea-
lität darstellen. In diesem Kontext werden empirische Befunde herangezogen, 
um das medial diskutierte Thema einschätzen zu können. Im Weiteren wird 
darauf eingegangen, wie die Medien „Hartz IV“ behandeln und darstellen. Da-
bei hatte sich bereits vor in Kraft treten der Reform ein erhebliches Kommuni-
kationsproblem, sowohl auf medialer als auch auf politischer Seite, gezeigt. 
Darauf wird für das grundlegende Verständnis kurz eingegangen. 
 
Nachdem diese grundsätzlichen Aspekte abgehandelt sind, werden die 
Aussagen zu Alg II-Empfängern untersucht. Zuerst wird die unterstellte Opfer-
rolle besprochen, da diese von Verbänden und Organisationen immer wieder 
hervorgehoben wird. Durch den andauernden Abbau des Sozialstaates wür-
den sich die Armutsverhältnisse verschärfen und es zu einer Chancenun-
gleichheit innerhalb der Gesellschaft kommen.6 Folgend wird auf die Miss-
brauchs- bzw. Leistungsmissbrauchsdebatte eingegangen. Dieser Teilaspekt 
des „Hartz IV“-Disputs ist in auffälliger Art und Weise immer wieder Gegens-
                                                            
6 z.B. Der Paritätische (Wohlfahrtsverband) Gesamtverband 2010 
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tand der Diskussion und der Berichterstattung gewesen. Dabei wird im Be-
sonderen auf das Verhältnis von tatsächlichen politischen Zielen und der In-
strumentalisierung der Thematik eingegangen.  
 
Im zweiten Kapitel wird das Medium „BILD“ analysiert. Zuerst wird die 
„BILD“ in die deutsche Medienlandschaft eingeordnet und als eines der mei-
nungsführenden Leitmedien identifiziert. Daraufhin werden die genretypischen 
Merkmale des Boulevardjournalismus aufgezeigt, um die Arbeitsweise des 
Blattes verstehen zu können. Anschließend soll vermittelt werden, welche Rol-
le die Axel Springer AG, beim Agenda Setting und bei der vertretenen Mei-
nung durch die „BILD“ spielt. Es gilt zu untersuchen, in welchem Maß die ge-
sellschaftspolitischen Unternehmensgrundsätze und die womöglich eigne poli-
tische Meinung im Hause Springer, die Arbeit von der „BILD“ beeinflussen  
 
Die Untersuchung der Zeitung folgt im dritten Kapitel. Im Zeitraum vom 1. 
Januar 2005 bis zum gesetzten Schlussdatum 1. März 2010 wird die Dresdner 
Lokalausgabe des Mediums untersucht. Dabei werden Titelseitenaufmacher, 
Berichte, Nachrichten und Kommentare zur „Hartz IV“-Empfänger-Darstellung 
herausgefiltert, teilweise in einen zeitlichen und politischen Kontext gebracht, 
nach Bewertungsklassen beurteilt und mit empirischen Befunden verglichen. 
Exemplarisch werden einzelne Texte eingehender untersucht. Dabei sind die-
se so gewählt, dass der gesamte Untersuchungszeitraum abgedeckt ist. 
Durch eine Analyse der journalistischen Inhalte und der Text-Bild-Gestaltung 
werden Erkenntnisse über die Arbeitsweise der „BILD“ gewonnen und es kön-
nen Rückschlüsse auf ihre Rolle in der Debatte und ihre eigenen Interessen 
gezogen werden.  
 
Im vierten und letzten Kapitel wird ein Fazit gezogen, indem die gewonne-









Am 22. Februar 2002 legte die Kommission „Moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt“ die so genannte Hartz-Konzeption der Bundesregierung unter 
Gerhard Schröder vor. Geplantes Ziel war die Halbierung der damals vier Mil-
lionen Arbeitslosen innerhalb von vier Jahren. Ursprünglich sollte sich die 
Kommission unter Leitung von Peter Hartz mit dem Umbau des Bundesamtes 
für Arbeit beschäftigen. Allerdings erweiterten sie ihren Aufgabenbereich und 
stellten Weichen für die Umgestaltung der gesamten Arbeitsmarktpolitik. Letz-
tendlich wurden die verschiedenen Maßnahmen, die dieses Konzept enthielt, 
um es für das Gesetzgebungsverfahren besser bündeln zu können, in vier 
„Gesetze zur Reform des Arbeitsmarktes“ zusammengefasst und im Kontext 
der Reform der Sozialsysteme und des Arbeitsmarktes, besser bekannt unter 
Agenda 2010, umgesetzt. Sie traten schrittweise zwischen 2003 und 2005 in 
Kraft. Das vierte und letzte Gesetz, genannt „Hartz IV“ wurde zum 1. Januar 
2005 auf der rechtlichen Grundlage des „Sozialgesetzbuch, Zweites Buch – 
Grundsicherung für Arbeitssuchende“ (SGBII) eingeführt. Damit wurde die 
Zusammenlegung der früheren Arbeits- und Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld 
II auf Niveau der früheren Sozialhilfe vollzogen. Das Arbeitslosengeld II (im 
weiteren Alg II) wird umgangssprachlich als „Hartz IV“ bezeichnet. Bereits im 
Dezember 2003 wurden die Kernpunkte der Reform im Vermittlungsaus-
schuss beschlossen und verabschiedet. Lediglich formale Aspekte waren 
noch bis zur Einführung zu klären, wie die Verteilung der Verantwortung von 
Bundesagentur und Kommunen bei der Betreuung der zukünftigen Alg II-
Empfänger. Dieses Alg II stellt die Grundsicherung für alle erwerbsfähigen 
Arbeitslosen dar. Allerdings kann es auch ergänzend bezogen werden, wenn 
ein Erwerbseinkommen oder das bezogene Arbeitslosengeld I nicht bedarfs-
deckend ist. Generell bezugsberechtigt ist jeder der mindestens 15 und noch 
nicht 65 Jahre alt ist, erwerbsfähig und hilfebedürftig ist, sowie seinen ge-
wöhnlichen Aufenthaltsort in der Bundesrepublik Deutschland hat.7 Hilfebe-
dürftigkeit wird nach SGB II, §9, Absatz 1 wie folgt definiert: „Hilfebedürftig ist, 
wer seinen Lebensunterhalt, seine Eingliederung in Arbeit und den Lebensun-
                                                            





terhalt der mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nicht 
oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln, vor allem nicht  
1. durch Aufnahme einer zumutbaren Arbeit, 
2. aus dem zu berücksichtigenden Einkommen oder Vermögen 
sichern kann und die erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere 
von Angehörigen oder von Trägern anderer Sozialleistungen erhält.“8  
Als erwerbsfähig gilt wer mindestens drei Stunden am Tag bzw. 15 Stun-
den in der Woche arbeiten kann.  
 
Mit dieser staatlichen Hilfsleistung wird dem Anspruch des menschenwür-
digen Lebens und dem Sozialstaatsgebot, welches im Grundgesetz festge-
schrieben ist, Rechnung getragen. Mit der Neuorganisation der staatlichen 
Hilfsleistungen wurden auch die institutionellen Verantwortungen zusammen-
gelegt. So werden die Leistungen der materiellen Grundsicherung und die 
Förderung zur Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt gebündelt durch die 
neu gebildeten lokalen Arbeitsgemeinschaften aus Bundesagentur für Arbeit 
und Kommunen organisiert. Lediglich die 69 sogenannten Optionskommunen, 
also die in Alleinverantwortung tätigen kommunalen Grundsicherungsträger, 
die als Testversuch bis 31. Dezember 2010 befristet sind, bilden eine Aus-
nahme. Dabei werden die gezahlten Regelleistungen von der Bundesagentur 
getragen, die Kosten für Wohnraum und Heizung liegen jedoch im finanziellen 
Verantwortungsbereich der Kommunen, da diese Kosten starken regionalen 
Schwankungen unterworfen sind. Allerdings wird vom Gesetzgeber ein ange-
messener Wohnraum als Bewährungsgrundlage angegeben, welcher sich 
meist im unteren Segment des jeweiligen Wohnungsmarktes befindet. Nicht-
erwerbsfähige Hilfebedürftige, zu denen auch Kinder zählen, sind vom Alg II 
ausgenommen und beziehen das so genannte Sozialgeld, welches sich aller-
dings ebenfalls auf Grundlage des Alg II berechnet. Seit dem 1. Juli 2009 ge-
stalteten sich die bundesweit einheitlichen Regelsätze für Hilfebedürftige wie 
folgt (Stand Mai 2010): 
                                                            






Berechtigte Personen in einer Bedarfsgemeinschaft % der RL Betrag 
Alleinstehende 
Alleinerziehende 
Antragsteller mit minderjährigem Partner 
100 359 € 
(Ehe-) Partner jeweils 90 323€ 
Kinder jünger als 6 Jahre (Sozialgeld) 60 215€  
Kinder von 6 bis einschließlich 13 Jahren (Sozialgeld) 70 251€ 
Jugendliche und junge Erwachsene ab 14 bis 25 Jahre und 
sonstige erwerbsfähige Angehörige einer Bedarfsgemeinschaft*
80 287€ 
Quelle: Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg 
 
*Eine Bedarfsgemeinschaft ist dann existent, wenn die erwerbsfähigen Personen eines 
Haushaltes in einem engen persönlichen, oder verwandtschaftlichen Verhältnis zueinander 
stehen. Ist das der Fall, wird vom Gesetzgeber vorausgesetzt, dass diese Personen gemein-
sam ihren Lebensunterhalt decken und sich in Notlagen gegenseitig wirtschaftlich unterstützen. 
 
Mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 9. Februar 2010 wur-
de die angewandte Berechnungsmethode der Regelsätze für verfassungswid-
rig erklärt. Besonders bemängelt die Judikative die Missachtung der speziellen 
Bedürfnisse von Kindern, die laut Urteil keine kleinen Erwachsenen seien.9 
Der Gesetzesgeber ist verpflichtet diese Berechnungsmethode verfassungs-
gemäß bis zum 31. Dezember 2010 zu ändern. Bis dahin bleibt die jetzige 
Regelung bestehen.  
 
Mit der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum neuen Alg 
II wurden auch die Bezugsdauer vom versicherungsfinanzierten Arbeitslosen-
geld I neu justiert. Sie wurde auf zwölf Monate bei unter 55-jährigen und auf 
18 Monate bei über 50-jährigen begrenzt. Auch wurden die Kriterien für die 
Aufnahme zumutbarer Arbeit durch Arbeitslose verschärft. Mit dem Prinzip 
des „Förderns und Forderns“ wurde eine neue aktivierende Sozialstaatsstra-
tegie eingeführt die von den Bürgern Bereitschaft zur Kooperation bei der Ar-
beitsvermittlung als Gegenleistung für die gezahlten staatlichen Sozialleistun-
gen abverlangt. Dieser Paradigmenwechsel stellt die Antwort auf die Krise des 
Sozialstaates dar, der durch zu hohe Kosten und fehlende Flexibilität, so nicht 
                                                            





länger haltbar war. Die Überlegung die dahinter steht ist, dass nur durch den 
Umbau des Sozialstaates und die Neuausrichtung der Arbeitsmarkpolitik das 
Sozialsystem erhalten werden kann. Was mit dem Umbau und dem Prinzip 
des Förderns und Forderns gemeint ist, zeigt sich im Bericht über die Aus-
gangslage der Agenda 2010: „Die Bürgerinnen und Bürger sollen in Notlagen 
mehr Verantwortung für sich und ihre Partner und Familien übernehmen. Da-
durch kann der Sozialstaat entlastet werden und sich auf die Hilfe für diejeni-
gen konzentrieren, die es alleine nicht schaffen.“10 Auch bereits bei der Ver-
kündung der „Agenda 2010“ vor dem Deutschen Bundestag am 14. März 
2003 sprach der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder dieses neue 
Prinzip der Arbeitsmarktpolitik an: „Wir werden die Leistungen des Staates 
kürzen, Eigenverantwortung fördern und mehr Eigenleistung von jedem Ein-
zelnen abfordern müssen.“11 Zum angesprochenen Prinzip des Förderns, zäh-
len neben den Leistungen zur Lebensunterhaltssicherung auch solche, welche 
die Hilfsbedürftigkeit beseitigt bzw. eindämmt. Dazu gehören vor allem Unters-
tützungen zur Wiedereingliederung der Betroffenen in den Arbeitsmarkt oder 
zum Erhalt von bestehender Erwerbstätigkeit. Diese angewandten Maßnah-
men sind insbesondere: die Betreuung durch einen Fallmanager, die Arbeits-
gelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung (1-Euro-Jobs), Einstellungs-
zuschüsse, Bildungs- und Trainingsgutscheine und die Beauftragung Dritter 
mit der Vermittlung von Langzeitarbeitslosen. Die Anwendung dieser Maß-
nahmen liegt im Bemessen der Behörden und des jeweiligen Fallmanagers, 
der diese individuell angepasst auf die jeweilige Person einsetzen soll. Bei 
diesen Maßnahmen wird vom Betroffenen nach dem Prinzip des „Forderns“ 
eine aktive Mitarbeitarbeit bei der Wiedereingliederung verlangt. Wenn sich 
ein Alg II-Empfänger gegen diese Mitarbeit verwehrt oder nicht genügend Ini-
tiative zeigt greifen Sanktionen die mit den Änderungs- und Fortentwicklungs-
gesetzen zwischen 2005 und 2007 eingeführt wurden. Die einzelnen Modifi-
zierungen des SGBII sind in der folgenden Tabelle aufgelistet:  
 
                                                            
10 Regierung online: Grundideen der Agenda 2010  



































































Das Prinzip des „Forderns“ lässt sich durch die Auflistung in Tabelle 2 ein-
deutig erkennen. Zudem zeigt sich das ausgebaute Kontrollsystem des SGB 
II, durch welches Alg II-Empfänger immer in der Pflicht stehen aktiv mitzuwir-
ken bzw. sich überprüfen zu lassen, da sie sonst den Anspruch auf Hilfsleis-
tungen verwirken.  
 
1.1.1. Bilanz nach Fünf Jahren „Hartz IV“ 
Es waren große Erwartungen an die vor rund fünf Jahren in Kraft getrete-
ne „Hartz IV“-Reform geknüpft. So war das benannte Ziel die Halbierung der 
damals vier Millionen Arbeitslosen innerhalb von vier Jahren. Um es vorweg 
zu nehmen, dieses Ziel wurde bei Weitem nicht erreicht. Durch die Bündelung 
der Zuständigkeit für den Personenkreis der Alg II-Empfänger sowie durch 
eine Verbesserung der Beratung und Vermittlung, erhoffte man sich eine dy-
namische Optimierung bei der Integration von Erwerbsfähigen in den Arbeits-
markt. Durch das Prinzip des „Förderns und Forderns“ sollte der Druck auf die 
Betroffenen erhöht werden, um sie stärker zur Arbeitssuche- und Aufnahme 
zu motivieren, da man davon ebenfalls einen positiven Effekt für die Arbeitslo-
senzahlen erwartete. Als das letzte Hartz-Gesetz zum 1. Januar 2005 in Kraft 
trat, meldeten sich weit mehr Menschen bei den Arbeitsagenturen als von Po-
litik und Wissenschaft erwartet wurde. Rund 4,5 Millionen erwerbsfähige Bun-
desbürger reichten ihren Antrag für das neue Alg II ein. Überdies wurden 1,6 
Millionen nicht erwerbsfähige Hilfebezieher dazugerechnet, die in den Be-
darfsgemeinschaften der Antragsteller lebten und somit Anspruch auf Sozial-
geld hatten. Dabei handelte es sich zu 95 Prozent um Kinder unter 14 Jahren. 
Erschwerend und merkwürdigerweise kam hinzu, dass die Zahl der Hilfeemp-
fänger bis zum Frühjahr 2006 stieg, im Gegenzug die Zahl aller Arbeitslosen 
aber abnahm. Der Wissenschaftler Karl Brenke vom DIW Berlin identifiziert in 
der Fachzeitschrift Wochenbericht in einem Artikel vom Februar 2010 für die-







• Interesse der Kommunen möglichst viele Sozialhilfeempfänger 
als arbeitsfähig zu erklären, um somit das bundesfinanzierte 
Alg II zu bekommen, 
• Wechsel vieler Haushalte mit Erwerbstätigen vom Wohngeld 
zum Alg II, da sie so eine höhere Unterstützung erhielten, 
• Inanspruchnahme von eigenen Hilfsleistungen (Alg II) bei Er-
werbslosigkeit durch Jugendliche und junge Erwachsene nach 
Auszug aus dem elterlichen Haushalt.12  
 
Jedoch fielen auch viele Bezieher der Arbeitslosenhilfe als Empfänger von 
Alg II aus dem System, da sie durch die geringeren Freibeträge bei der An-
rechnung von Vermögen nicht mehr als hilfebedürftig galten.  
 
Die Entwicklung der Zahl der Hilfebezieher lässt sich als Kurve skizzieren. 
Bis April 2006 stieg sie bis auf über sieben Millionen, was auch den absoluten 
Höchstwert in den letzten Fünf Jahren markiert. Ab diesem Zeitpunkt begann 
die Zahl der Hilfeempfänger allerdings kontinuierlich zu sinken. Brenke identi-
fiziert hierfür den anhaltenden Beschäftigungsaufschwung, der nun auch auf 
den zweiten Arbeitsmarkt übergriff. Durch die Wirtschaftskrise im Herbst 2008 
stieg die Zahl wieder an und seit dem Frühjahr 2009 stagniert sie. Zur Zeit der 
Untersuchung liegt sie bei 6,7 Millionen Hilfeempfängern, was deutlich über 
dem Startwert von 2005 liegt, allerdings um 700 000 unter dem Spitzenwert 
vom Frühjahr 2006.13 
 
Im Weiteren untersucht Brenke die Bevölkerungsanteile unter den Hilfe-
empfängern und konstatiert, dass es erhebliche Unterschiede in Teilen der 
Gesellschaft gibt. So ist erkennbar, dass unter den Ausländern der Anteil der 
Bezieher doppelt so hoch ist, wie unter den Deutschen. Eine weitere Prob-
lemgruppe stellen die Alleinerziehenden dar, von denen jeder Sechste Unters-
tützungsleistung bezieht. Bei den unter 25-jährigen Alleinerziehenden liegt der 
Anteil sogar bei 80 Prozent. Sehr interessant ist das Ergebnis, dass lediglich 
in den ersten eineinhalb Jahren seit Beginn von „Hartz IV“ mehr als die Hälfte 
der erwerbsfähigen Hilfeempfänger arbeitslos waren. Mittlerweile ist der Anteil 
sogar auf 44 Prozent gesunken. Zu diesen nichtarbeitslosen erwerbsfähigen 
Empfängern zählen natürlich auch Schüler und Auszubildende, sowie Perso-
                                                            






nen die an Wiedereingliederungsmaßnahmen teilnehmen und solche die einer 
Arbeit mit mehr als 15 Wochenstunden nachgehen (Aufstocker). Benke stellt 
fest, dass die Zahl der Arbeitslosen seit dem Frühjahr 2006 besonders stark 
zurückgegangen ist, wohingegen der Anteil der erwerbstätigen Bezieher von 
Alg II nur sehr schwach abgenommen hat. Daraus kann man schließen, dass 
die konjunkturelle Dynamik bei dieser zweiten Gruppe sehr viel niedriger ist 
und es trotz Maßnahmen und Arbeit schwer ist aus dem staatlichen Fürsorge-
system herauszukommen. Andererseits besteht die Möglichkeit, dass durch 
die Ausweitung der wiedereingliedernden Maßnahmen viele einst Arbeitslose 
in der Statistik nun als nichtarbeitslos gelten. Allerdings ist der Teilnehmerbe-
stand der Maßnahmen zu geringfügig gewachsen um diese Annahme fundiert 
stützen zu können. Hingegen hat die Zahl der Personen die Vermittlungsgut-
scheine in Anspruch nehmen stark zugenommen. Mit diesen „Gutscheinen“ 
werden externe Einrichtungen mit der Arbeitsvermittlung betraut. Alg II-
Empfänger, die diese Leistung in Anspruch nehmen, gelten seit Anfang 2009 
nicht mehr als arbeitslos und werden in der Statistik als erwerbstätig gezählt. 
14  Hier könnte der Eindruck entstehen, dass solche Regelungen lediglich zum 
Beschönigen der Zahlen getroffen werden, um die Arbeit der Bundesagentur 
erfolgreicher erscheinen zu lassen.  
 
Brenke entlarvt durch seine Auswertung der Statistiken auch eine weit 
verbreitete Annahme als nicht korrekt. Zwar befinden sich unter den arbeitslo-
sen Alg II-Empfängern mehr Langzeitarbeitslose als unter den Alg I-
Empfängern, doch machen diese gerade einmal einen Anteil von 41,2 Prozent 
aus. Als Langzeitarbeitslos gilt, wer länger als ein Jahr in der Arbeitslosigkeit 
verweilt. Die Bereitschaft aus der Hilfebedürftigkeit herauszukommen besteht 
also, was Brenke in seiner Untersuchung auch direkt mit Zahlen belegt. Dabei 
würden insgesamt 80 Prozent der Befragten Alg II-Empfänger eine angebote-
ne Beschäftigung kurzfristig annehmen. Dieser Durchschnittswert wird aller-
dings stark durch die Altersgruppe „56 und älter“ gedrückt, in der viele durch 
die schlechten Aussichten auf Arbeit bereits resigniert haben. Von dieser 
Gruppe wollen 42 Prozent dem Arbeitsmarkt überhaupt nicht mehr zur Verfü-
gung stehen. Klammert man die Älteren also aus, dann bleibt nur eine geringe 







hinsichtlich des Arbeitswillens zu 2003, wo die Reform noch nicht in Kraft war, 
hat sich demzufolge nichts geändert.15 
 
Die ausgewerteten Daten des SOEP (Das Sozio-oekonomische Panel) 
zeigen, dass die Motivation, gemessen an der eigenen aktiven Jobsuche der 
Betroffenen, nach in Kraft treten der Reform vorerst gestiegen ist. Allerdings 
wendete sich das Blatt Mitte 2007 und ist im Erhebungszeitraum bis Mitte 
2008 gefallen. Wie auch Brenke dieses Ergebnis bewertet, lässt das nicht auf 
eine gesteigerte und aktivierende Motivation der Arbeitslosen schließen, was 
ja eigentlich erklärte Intention der Reform war. Man könnte gar von einem Zu-
sammenhang von der Reform und einer einsetzenden Demotivation der Be-
troffenen sprechen, da die Zahl der aktiven Jobsucher Mitte 2008 weit unter 
der von 2003 liegen. Auch das IAB bemängelt in seiner „Hartz IV“-Bilanz nach 
fünf Jahren: „Anlass zu einer kritischen Beurteilung ergibt sich vor allem dar-
aus, dass der Anspruch, individuell passende Betreuungs- und Aktivierungs-
leistungen anzubieten, in der Praxis noch nicht immer hinreichend eingelöst 
wurde.“16 
 
Insgesamt können die Daten, die Karl Brenke ausgewertet hat, der „Hartz 
IV“-Reform keinen eindeutigen Erfolg bescheinigen. Zwar ist die Zahl der Hil-
feempfänger gesunken, doch ist auch denkbar, dass dafür womöglich der 
starke und überdurchschnittliche konjunkturelle Aufschwung verantwortlich ist. 
17 Im IAB-Kurzbericht 29/2009 werden die Auswirkungen der Reform für den 
Arbeitsmarkt hingegen als positiv und eindeutig zuordbar eingeschätzt. 
 
Durch die Deregulierung der Leiharbeit und die Förderung der sogennan-
ten Minijobs, ist es zu einem erheblichen Wachstum des Niedriglohnsektors 
gekommen. 2008 waren 23 Prozent der Beschäftigten Geringverdiener mit 
weniger als 8,90 Euro Stundenlohn. Im Vergleich zu 1996 ist das ein Anstieg 
um 6,6 Prozentpunkte. Da viele Alg II-Empfänger über eine eher niedrige 
Qualifikation verfügen, erhoffte man sich mit dem Ausbau des Niedriglohnsek-
tors eine leichtere und dynamischere Überführung in Beschäftigung. Aller-
dings wurden so im großen Maße Vollzeitarbeitsplätze geschaffen, deren Mo-
natslohn unterhalb der Grundsicherung liegen. Diese Personen müssen, um 
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auf die Grundsicherung zu kommen, mit Alg II aufstocken. Zurzeit wird in eini-
gen Argen das Modell des Kombilohns getestet. Dabei werden die zu niedri-
gen Löhne der Betroffenen durch staatliche Subventionen revidiert, sodass 
der Arbeitnehmer einen Lohn oberhalb der Grundsicherung beziehen kann. 
Somit soll sich Arbeit wieder lohnen und sich in rein finanzieller Hinsicht von 








Thomas Steinmann untersuchte im Rahmen seiner Diplomarbeit „Die Rolle 
der Presse im Reformprozess – Eine Analyse zur Agenda 2010“, wie sich die 
Leitmedien in der Berichterstattung zum Thema „Hartz IV“ im Jahr 2004 ver-
hielten. Seine Untersuchung zeichnet dabei ein zum Teil verantwortungsloses 
und gespaltenes Bild der Medien. Es ist zu erkennen, dass sich die Bericht-
erstattung der deutschen Leitmedien im Hinblick auf „Hartz IV“ bis in den 
Sommer 2004 auf das Kompetenzen- und Zuständigkeitsgerangel von Bund 
und Kommunen und die logistische Bewältigung durch die Bundesagentur 
konzentrierte.  Die tatsächlichen Effekte der Reform für die Bürger und die 
inhaltlichen Aspekte wurden von den Medien weitgehend ignoriert. Sie ver-
nachlässigten das eigentliche, politische Anliegen und drängten es in den Hin-
tergrund, aus dem es im Sommer 2004 wie eine Welle von der niemand ahnte 
hervorbrach. 18  Doch auch die rot-grüne Koalition versäumte es eine klare 
Kommunikation zur Aufklärung über die „Hartz IV“-Reform zu finden. Damit 
begünstigte sie Fehlinformationen, indem sie ein Interpretationsvakuum schuf. 
Steinmann bescheinigt der Regierung sogar ein „zweifellos schlechte(s) Re-
form-Marketing“19.  
 
Der Auslöser für die Kehrtwende in der medialen Berichterstattung über 
die bevorstehende Reform war das Verschicken der „Hartz IV“-Fragebögen 
durch die Bundesagentur für Arbeit, Anfang Juli 2004. Eine regelrechte Hyste-
rie-Welle zog sich durch Deutschland. Die Medien griffen nun plötzlich die 
inhaltlichen Aspekte der Reform auf und präsentierten emotionalisierte Einzel-
geschichten von den angeblichen Verlierern der Reform. Die öffentliche Reak-
tion auf die „nun endlich aufgedeckte“ Sachlage der „Hartz IV“-Reform löste 
eine Welle der Empörung und des Protests in Deutschland aus. Es kam ver-
mehrt zu den so genannten Montagsdemos in Ostdeutschland, bei denen tau-
sende auf die Straße gingen und gegen die neue und vermeintlich kaltherzige 
Politik protestierten. Die deutschen Leitmedien nahmen in dieser Zeit eine 
diffuse Rolle ein. Sie schürten die Wut und Empörung der Bürger, in dem sie 
immer neue schockierende Details und Auswirkungen der Reform aufdeckten. 
Daraufhin schenkten sie den Demonstrationen in Ostdeutschland so viel Auf-
merksamkeit, dass der Eindruck von einem tapferen Volk im Ausnahmezu-
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stand entstand, welches sich gegen die sozialräuberische Regierung auflehnt. 
Die Bürger, die gegen das längst beschlossene Gesetz auf die Straße gingen, 
erreichten durch Ihre Proteste wenig. Die wahre Gewinnerin der Montagsde-
monstrationen war die PDS, die den Unmut der Bürger schnell für ihre Zwecke 
instrumentalisierte. Für die Sozialisten begann damit der Aufstieg der im Sep-
tember 2005, mit dem Einzug in den Deutschen Bundestag, als neue „Die 
Linke“ resultierte. Während die Sozialdemokraten ihr politisches Profil durch 
die „Hartz IV“-Reform beim Wähler verloren und Schröder sein Amt vorzeitig 
niederlegen musste nutzten die Sozialisten die Chance um sich als deutsch-
landweite Partei, die angeblich für soziale Gerechtigkeit einsteht zu etablieren. 
Katrin Elger und Michael Sauga stellen in der Spiegelausgabe 53/2009 rück-
blickend richtig fest, dass die Reformen der Agenda 2010 „Schröder das Amt 
gekostet, die Sozialdemokraten in eine Existenzkrise gestürzt und den Auf-
stieg der Linkspartei gefördert [haben].“20 Erst als sich diese Eigendynamik 
der Proteste herauskristallisierte und Extremisten von links und rechts den 
Aufruhr für sich nutzten, besannen sich die Medien auf ihre eigentliche Infor-
mationsfunktion. Ab Mitte August 2004 wurden große Serien publiziert, in de-
nen endlich die tatsächlichen Informationen über die „Hartz IV“-Reform inhalt-
lich beleuchtet wurden und richtige Antworten für die Betroffenen geliefert 
wurden. Thomas Steinmann stellt fest: „ Diese Antworten kamen zwar spät, 
trugen aber ihrerseits zu einer Glättung der aufgepeitschten Stimmung bei, 
sodass im Zusammenhang mit Hartz IV eine Doppelrolle der Massenmedien 
konstatiert werden kann: Hatte eine Vielzahl der Medien durch eine volksnah, 
teils offen populistische Berichterstattung zunächst ihren Teil zu einer Aufhei-
zung des öffentlichen Meinungsklimas beigetragen, sorgte die verspätete ver-
antwortungsvolle Wahrnehmung ihres Informationsauftrags für deutliche Ab-
kühlung.“21  
 
Als „Hartz IV“ am 1. Januar 2005 nach der ganzen Aufregung in Kraft trat, 
blieb den Medien nur die Feststellung, dass die Horrorszenarien, die sie im 
Sommer 2004 malten, nicht eintraten. Der bürokratische Aufwand der Zu-
sammenlegung und die nun anfallenden Kosten für das „Hartz IV“-Programm 
rückten nun in den Vordergrund der Berichterstattung. Jetzt war nicht mehr 
der arme Arbeitslose das Opfer der Reform sondern es wurde, wie auf Spiegel 
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online am 10. Januar 2005 das „Reformopfer Haushalt“ entlarvt.22 Das Prob-
lem war, dass sich bei den Arbeitsagenturen 4,5 Millionen Alg II-Empfänger 
meldeten. Das waren weit mehr als die Politik und auch die Wissenschaft er-
wartet hatten. Damit stiegen verständlicher Weise auch die Kosten, die im 
Haushalt so nicht eingeplant waren.  
 
In der folgenden Zeit blieb „Hartz IV“ ein ständiges Thema in den Medien. 
Kontinuierlich wurde über geplante und durchgeführte Veränderungen an der 
Reform berichtet. Immer wieder wurde die Frage diskutiert, ob sich die Reform 
gelohnt hat und welche tatsächlichen Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt 
festzustellen sind. Die Probleme die die Reform mit sich brachte wurden auf-
gezeigt, beurteilt und diskutiert. Eine Diskussion die auch fünf Jahre nach in 
Kraft treten noch bei weitem nicht beendet ist, sondern stetig aktuell bleibt. 
Besonderen Aufschwung bekam das Thema immer vor Landstags bzw. Bun-
destagswahlen, da sich die Arbeitsmarktpolitik stets sehr gut für politische 
Polarisierung anbietet.  
 
Es lässt sich also feststellen, dass das Thema „Hartz IV“ nach der anfäng-
lichen Hysterie und den Fehltritten der Leitmedien, in eine relativ normale Be-
richterstattung überführt wurde. Allerdings lässt sich eine Besonderheit bei 
diesem Medienthema erkennen, die sich in gewissen Abständen aber kons-
tant zeigt. Immer wieder werden die Alg II-Empfänger in den Fokus der Öffent-
lichkeit gerückt und die Arbeitslosenproblematik dadurch in personifizierter 
Form dargestellt und diskutiert. 
                                                            






Gesellschaftlich wichtige und weitgreifende Themen, wie die Arbeitsmarkt-
politik und die Arbeitsmarktreform, bringen zahlreiche Probleme mit sich. So 
auch bei der „Hartz IV“-Reform. Wie bereits besprochen gab es schon im Vor-
feld massive Kritik und Proteste am Vorhaben der Regierung. Stimmen wur-
den laut, die den deutschen Sozialstaat in Gefahr sahen. Tatsächlich ist die 
Angst vor „Hartz IV“ weit verbreitet und wird als sozialer Abstieg empfunden. 
Wer Alg II bezieht befindet sich am unteren Ende der Gesellschaft und lebt am 
Existenzminimum. Diese Annahme wird von der Tatsache gestützt, dass im-
mer mehr Menschen Lebensmittel von der „Tafel“ beziehen müssen. Nach 
Angaben des „Bundesverbandes Deutsche Tafel e.V.“ ist die Zahl der Bedürf-
tigen zwischen 2005 und 2007 um 40 Prozent gestiegen. Auffallend und be-
denklich ist, dass dieser Anstieg genau ab in Kraft treten von „Hartz IV“ ein-
setzte. Tatsächlich werden Langzeitarbeitslose bzw. „Hartz IV“-Empfänger 
vom Bundesverband an erster Stelle als Nutzer dieses karitativen Angebots 
genannt.23  
Der Vorstandsvorsitzende der deutschen Tafel, Gerd Häuser, gibt an, dass 
die steigende Nachfrage die Organisation vor große Herausforderungen stellt: 
„Die Zahl der Tafel-Nutzer steigt schneller als das Aufkommen an gespende-
ten Lebensmitteln.“24 
Alarmierende Fakten, wenn man bedenkt, dass das Alg II eigentlich die 
Grundsicherung garantieren sollte. Hinzu kommt, dass gerade Kinder und 
Jugendliche immer stärker von relativer Armut betroffen sind. Gerade im Be-
reich Bildung haben die Heranwachsenden aus hilfebedürftigen Familien 
kaum Chancen aus dem Lebensumfeld ihrer Eltern auszubrechen. Keine gu-
ten Bildungschancen verursachen unqualifizierte Arbeitskräfte, die wiederum 
schneller staatliche Transferleistungen in Anspruch nehmen müssen.  
 
Die steigende Armut und die kontinuierliche Abnahme des Mittelstandes in 
den letzten fünf Jahren, lassen darauf schließen, dass die Arbeitsmarktreform 
mit „Hartz IV“ ein Grund für diese Entwicklungen ist. Aus diesem Grund ist es 
nicht verwunderlich, dass Alg II-Empfänger in den Medien oft als Verlierer und 
Opfer eines Sozialabbaus dargestellt werden. Immer wieder tauchen Wörter 
wie „soziale Schieflage“ und „soziale Kälte“ in der Debatte auf. Die Bundesre-
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gierung hat mit dem am 7. Juni 2010 verabschiedeten Sparpaket weit rei-
chende Einsparungen beim Sozialsystem beschlossen. „Hartz IV“-
Empfängern soll das Elterngeld komplett gestrichen werden und auch der 
Rentenversicherungsbeitrag für sie soll gänzlich entfallen. Damit will die Re-
gierung bis 2014 rund 2,2 Milliarden Euro einsparen. Die Kritik richtet sich 
diesmal vor allem gegen die Ungerechtigkeit, nur die Schwächsten der Ge-
sellschaft mit Einsparungen zu belasten und die Vermögenden völlig außen 
vor zu lassen. „Das ist ein Sparprogramm der sozialen Kälte, der ökologischen 
Zukunftsvergessenheit und der globalen Verantwortungslosigkeit.“25 
Mit der Arbeitsmarktreform wurde eine Basis geschaffen um solche Ein-
sparungen zu legitimieren. Tatsächlich wurde mit ihr ein völlig neues Funda-
ment für die Grundsicherung geschaffen, welches nach allem Anschein nicht 




Der Sozialstaatsgedanke mit dem SGB II und dem dazugehörigen Alg II 
wurde grundlegend umgekehrt. Die Arbeitsmarktpolitik folgt seit dem 1. Januar 
2005 einem völlig neuen Prinzip des „Förderns und Forderns“. Problematisch 
und oft kritisiert scheint dabei die Übereinkunft von SGB II und den Menschen-
rechten. Im alten Bundessozialhilfegesetz wurde die Zielsetzung der staatli-
chen Fürsorge noch wie folgt definiert: „Aufgabe der Sozialhilfe ist es, dem 
Empfänger der Hilfe die Führung eines Lebens zu ermöglichen, das der Wür-
de des Menschen entspricht. […]“26  
Hierbei lässt sich erkennen, dass klar den Menschenrechtsverpflichtungen 
durch die staatliche Hilfsleistung Rechenschaft getragen wurde, die im Grund-
gesetz verankert ist. Aus diesem Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes und 
dem sogenannten Würdeprinzip ist abzuleiten, dass jeder in Würde leben 
können muss, mit und auch ohne Arbeit. Es ist also ohne Bedeutung, ob der 
Betreffende nützlich für die Gesellschaft ist oder nicht. Jeder hat einen verfas-
sungsrechtlichen Anspruch auf das Existenzminimum. Nach dem SGB II wird 
dieses Recht allerdings verwirkt, wenn der betroffene Hilfebedürftige keine 
Gegenleistung im Sinne von Arbeitsbereitschaft erbringt. Wie bereits be-
schrieben greifen bei Fehlverhalten stufenweise Sanktionen, bis hin zur völli-
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gen Leistungsstreichung. Interpretiert man diesen Sachverhalt, lässt sich auf 
eine Verletzung der Menschenrechte schließen, da die Würde des Betroffenen 
verletzt wird und sein Recht auf ein Existenzminimum verwehrt wird. Der So-
zialethiker Franz Segbers beschreibt diese Verletzung der Menschenrechte 
wie folgt: „Das Recht des Menschen auf Leben geht jeder Pflicht zu einer Ge-
genleistung voraus. Das Recht auf einen angemessenen Lebensunterhalt folgt 
aus der wechselseitigen Anerkennung der menschlichen Würde und eben 
nicht der Beteiligung an einer Gegenleistung. […] Wenn Grundrechte in 
Tauschverhältnisse überführt werden, findet aber eine massive Entrechtung 
statt.“27  
In der Fachliteratur gilt ein soziales Recht aber als unbedingt, was bedeu-
tet, dass ihm keine Pflichten gegenüber stehen und es somit auch nicht ver-
wirkt werden kann. Symptomatisch für diesen Sachverhalt ist die Tatsache, 
dass der Bezug zur Menschenwürde, wie im früheren Bundessozialhilfegesetz 
im SGB II, gänzlich fehlt. Stattdessen wird als Ziel, wie es Segbers nennt, das 
Tauschverhältnis identifiziert.28  
 
Auch die aktivierende Arbeitsmarktpolitik, die Hilfebedürftige schnell in Ar-
beit überführen soll, ist kritisch zu sehen. So gilt nach dem SGB II fast jede 
Arbeit als zumutbar und darf nur begrenzt von den Betroffenen ausgeschlagen 
werden. Es besteht also ein gewisser Druck und Arbeitszwang in diesem Hil-
feleistung- Gegenleistung- Prinzip.  
 
1.4 Die Missbrauchs‐ und Leistungsmissbrauchsdebatte 
Immer wieder flammt die Aussage in der „Hartz IV“-Debatte auf, dass  Alg 
II-Empfänger faul seien und den Staat durch ihre fehlende Arbeitsmoral aus-
nutzen würden. Darüber hinaus würden sie betrügen und lügen, um mehr 
Leistungen vom Staat beziehen zu können. Sie hätten sich häuslich eingerich-
tet im Schutz des Sozialstaates und liegen dem ehrlichen und fleißigen Steu-
erzahler auf der Tasche. Damit werden oft alle Alg II-Empfänger unter Gene-
ralverdacht gestellt und somit gesellschaftlich diskreditiert. Der Soziologe Will-
helm Heitmeyer befragt jährlich 2000 Personen nach ihrer politischen, sozia-
len und wirtschaftlichen Einstellung. Die Ergebnisse von der Befragung 2009 
zeigen, dass viele Deutsche einen neuen Sündenbock ins Visier genommen 
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haben: „47 Prozent der Menschen sind der Ansicht, dass „die meisten Lang-
zeitarbeitslosen nicht wirklich daran interessiert sind, einen Job zu finden“. 57 
Prozent sagen, es sei „empörend, wenn sich Langzeitarbeitslose auf Kosten 
der Gesellschaft ein bequemes Leben machen“. Gegen keine Gruppe finden 
sich in der Gesellschaft so viele Vorbehalte wie gegen Menschen, die schon 
länger keine Arbeitsstelle mehr haben.“29 
Daraus lässt sich erkennen, dass Mitmenschen heute in erster Linie nach 
ihrer Nützlichkeit und Leistungsfähigkeit be- und somit auch abgewertet wer-
den.30 Diese Abwertung oder Stigmatisierung kann durch zwei unterschiedli-
che Ansätze geschehen. Zum einen durch eine Missbrauchsdebatte, die den 
„Faulen Arbeitslosen“ zum Gegenstand hat, dessen Arbeitslosigkeit nicht 
durch die Situation am Arbeitsmarkt verschuldet ist, sondern durch sein eige-
nes moralisches Versagen. Dabei steht die Frage nach sozialethischen As-
pekten des Leistungsanspruchs im Vordergrund. Zum anderen die Leistungs-
missbrauchsdebatte, welche die illegitim bezogenen Leistungen durch meist 
falsche Angaben der Bezieher zum Gegenstand hat. Dabei stellt sich die Fra-
ge nach der Rechtmäßigkeit des Leistungsbezugs.  
 
Im eigentlichen juristischen Sinn kann eine Debatte über Sozialmiss-
brauch, also nur die rechtswidrige Inanspruchnahme von Leistungen behan-
deln und nicht eine als illegitim empfundene. Nach dem SGB II werden zwei 
Formen des Leistungsmissbrauchs definiert. Zum ersten die Erschleichung 
von Lohnersatzleistungen, was bedeutet, dass ein tatsächlicher Betrug des 
Empfängers bei der Anspruchsvoraussetzung vorliegt. Zum zweiten der un-
rechtmäßige Bezug von Lohnersatzleistungen unter Verletzung von Mittei-
lungspflichten, was die Unterschlagung von Änderungen die die Leistung be-
einträchtigen beschreibt.31  
 
Beide Ebenen der Sozialmissbrauchsdebatte sind einzeln, aber auch oft 
nicht trennbar, immer wieder Thema in der Öffentlichkeit. Dabei kann festges-
tellt werden, dass die Vermischung der beiden Ebenen auch von politischer 
Seite bewusst eingesetzt wird um spezifische Ziele zu erreichen. Allerdings 
gewährt eine Vermengung der Ebenen kein differenziertes Bild der Dinge und 
ist aus objektiver Sicht unzulässig.   
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Wie bereits dargestellt unterliegt die Arbeitsmarktpolitik dem Prinzip der 
Eigenverantwortung jedes Einzelnen. Daraus ergibt sich eine neue Sichtweise 
auf die Arbeitslosigkeit an sich. Sie wird nicht mehr länger als Problem gese-
hen, dass man durch politisches und ökonomisches Handeln lösen kann, son-
dern als Problem jedes einzelnen Arbeitslosen.32 Nicht die Übersättigung des 
1. Arbeitsmarktes verhindert eine Einstellungen, sondern spezifische, indivi-
duelle Vermittlungshemmnisse und mangelnde moralische Selbstverpflich-
tung. Somit wird die Problematik Arbeitslosigkeit vom staatlichen Handeln ent-
fernt und den Arbeitslosen in die Eigenverantwortung übertragen. Unterstützt 
von den JobCentern sollen sie die Vermittlungshemmnisse abbauen und koo-
perativ und aktiv an ihrer Wiedereingliederung arbeiten. Wenn sich Arbeitssu-
chende nicht angemessen an dieser Arbeit beteiligen drohen ihnen Sanktio-
nen in Form von Leistungskürzungen, bis hin zu gänzlichem Leistungsentzug, 
wie in Kapitel 1.1. bereits besprochen. Mit dem Paradigmenwechsel der Ar-
beitsmarktpolitik und dem neuen Leitmotiv „Eigenverantwortung stärken“33 hat 
ein Prozess begonnen, der den Begriff der gesellschaftlichen Solidarität um-
deutet und neu definiert und somit solche Missbrauchsdebatten erst möglich 
macht.  
 
Der Begriff erhält eine negative Abgrenzung, was sich in der Missbrauchs-
debatte deutlich widerspiegelt, wo Alg II-Empfänger als „Parasiten“, „Schwar-
ze Schafe“ oder „Abzocker“ bezeichnet werden.34  Ihnen wird vorgeworfen, die 
gesellschaftliche Solidarität zu missbrauchen und sich Leistungen rechtswidrig 
zu erschleichen und auszunutzen. Ferner ist eine Privatisierung der Solidarität 
zu erkennen. Wie schon im Bericht über die Ausgangslage der Agenda 2010 
dargelegt wird, zeigt sich hier eine zunehmende Inanspruchnahme der familiä-
ren bzw. partnerschaftlichen Verantwortung. Damit wird Abhängigkeit geför-
dert, da Solidarität nicht länger freiwillig stattfindet, sondern erzwungen wird.35 
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Eine Vielzahl von Missbrauchsdebatten hat ihren Ausgangspunkt bei zu 
hohen Sozialleistungsquoten. Diese wird als negativ für das wirtschaftliche 
Wachstum und die Innovationsfähigkeit angesehen. Wie Judith Aust und Till 
Müller-Schoell in ihrem Aufsatz „Vom Missbrauch einer Debatte“ feststellen, 
werden diese Missbrauchs- und Leistungsmissbrauchsdebatten von der Politik 
oft vor dem Hintergrund des Sparens inszeniert. Allerdings wird dieser Hinter-
grund meist nicht politisch transparent dargestellt und erklärt. Statt das wahre 
Ziel zu benennen, was laut Aust und Müller-Schoell der Rückbau der Leistun-
gen ist, werden vielfältige Debatten über die Zielgenauigkeit und Legitimität 
sozialstaatlicher Hilfsleistungen geführt.36 Damit wird das soziale Empfinden 
der Bürger untergraben und durch eine wirtschaftsorientierte Einstellung er-
setzt. Die Aussage, dass die Missbrauchs- und Leistungsmissbrauchsdebatte 
von politischer Seite initiiert ist, untermauern immer wiederkehrende Aussa-
gen von Politikern und Berichte von Seiten der Regierung. Wenn man einzel-
ne Anstöße einer solchen Debatte ins politische Geschehen einordnet, lassen 
sich die Motivationen teilweise erkennen. In Tabelle 3 sind einige herausgeg-
riffene Diskussionsanlässe zum Thema „Hartz IV“ aufgezeigt.  
                                                            





Tabelle 3: Missbrauchsvorwürfe und tatsächliche politische Ziele 
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Zur Konkretisierung und Veranschaulichung der politisch initiierten Diskus-
sion sollen jeweils kurz ein Missbrauchs und ein Leistungsmissbrauchsbei-
spiel im Folgenden diskutiert werden.  
 
In dem Report „Vorrang für die Anständigen – Gegen Missbrauch, „Abzo-
cke“ und Selbstbedienung im Sozialstaat“ des BMWA wird eindrucksvoll an 
Hand von Einzelfällen die angebliche Betrüger- und Abzockermentalität der 
Alg II-Empfänger vorgeführt. Vergleichende Zahlen aus wissenschaftlichen 
Erhebungen fehlen ganz, wodurch ein fundierter Beweis über den Leistungs-
missbrauch einfach nicht vorhanden ist. Lediglich die herangezogenen Einzel-
geschichten der sogennanten „Schwarzen Schafe“ belegen vermeintlich ein 
generell vermutetes „Schmarotzer- und Betrügertum“. Dadurch wird ohne sta-
tistisches Fundament ein Verdacht durch polarisierende Einzelfälle als tat-
sächlich real dargestellt und populistisch aufbereitet. Somit wird eine Ver-
schärfung der Kontrollen und Sanktionen legitimiert, sowie Kosteneinsparun-
gen durch Reformen gesellschaftlich gerechtfertigt.41  Auch aus Kreisen der 
SPD, der das BMWA zu dieser Zeit unterstand wurde Kritik an diesem Bericht 
laut. So äußerte sich der Arbeitsmarktexperte Klaus Brandner wie folgt: „Es 
macht keinen Sinn Arbeitslose undifferenziert zu stigmatisieren.“42  Darüber 
hinaus wurde zu diesem Zeitpunkt im Herbst 2005, von den Problemen die die 
Reform mit sich brachte abgelenkt. Diese waren durch unüberlegte Gesetzes-
texte im SGB II, Fehlplanungen und eine überlastete Verwaltung entstanden. 
Durch die Vielzahl von Anträgen blieb den Sachbearbeitern keine Zeit sie ein-
gehend zu prüfen. So wurden auch viele fehlerhafte und vor allem nicht ge-
rechtfertigte Anträge bewilligt. Allerdings wurde die Schuld nicht bei den Ma-
chern der Gesetze gesucht, die für das anfängliche Chaos verantwortlich war, 
sondern bei denen die deren Möglichkeiten nutzten und vielleicht auch aus-
nutzten.  
 
Ein Beispiel, wie eine Missbrauchsdebatte durch Politiker initiiert wird, lie-
ferte der hessische Ministerpräsident Roland Koch Anfang 2010. Der Wirt-
schaftswoche sagte er im Interview: „In Deutschland gibt es Leistungen für 
jeden, notfalls lebenslang. Deshalb müssen wir Instrumente einsetzen, damit 
niemand das Leben von Hartz IV als angenehme Variante ansieht. Wir müs-
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sen jedem Hartz-IV-Empfänger abverlangen, dass er als Gegenleistung für die 
staatliche Unterstützung einer Beschäftigung nachgeht, auch niederwertige 
Arbeit, im Zweifel in einer öffentlichen Beschäftigung. Dass er eben nicht bloß 
zu Hause sitzt.“ 43 Diese Aussage zeigt, dass er hier den Verdacht schürt, Alg 
II-Empfänger wären mit ihrer Situation zufrieden und würden teilweise ein sor-
genfreies Leben auf Kosten des Staates führen. Aus diesem Grund würde es 
für viele gar kein Bestreben geben aus ihrer Hilfebedürftigkeit herauszukom-
men. Seine Patentlösung heißt Arbeitspflicht, damit niemand ohne Gegenleis-
tung Geld empfängt. Doch mit einer Arbeitspflicht ist auch immer ein Arbeits-
zwang verbunden, der nach geltendem Menschenrecht illegal ist. Auch bei 
diesem Interview fehlen die Daten auf die sich Kochs Aussagen stützen könn-
ten. Ein differenziertes Bild können seine Aussagen dadurch nicht liefern. 
Doch schüren sie eine öffentlich und medial geführte Diskussion die Alg II-
Empfänger ohne genannte Beweise in ein schlechtes Licht rückt. Somit wird 
der Versuch unternommen eine Anhebung der Regelsätze zu verhindern, in-
dem dies von der Öffentlichkeit als ungerecht empfunden wird.  
 
Aus den angeführten und diskutierten Beispielen lassen sich zwei tatsäch-
liche politische Ziele ableiten, für die wiederum zwei Argumentationsthesen 
zur Erreichung benutzt werden. Die Ziele und Thesen sind in Abbildung 1 
schematisch dargestellt.  
Abbildung 1: Politische Ziele,  Argumentationsthesen und Ergebnis 
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Aust und Müller-Schoell widerlegen in ihrem Beitrag die politisch genutzten 
Argumente. Sie kommen zu dem Schluss, dass ein Leistungsmissbrauch im 
juristischen Sinne nicht in nennenswertem Umfang stattfindet. Hierfür unter-
suchten sie die Zahlen des Datenabgleichs (Quartal III 2005 bis Quartal i 
2006), den die Bundesagentur für Arbeit Quartalsweise vornimmt. Dabei kam 
es in vier Prozent der Fälle zu einer Überzahlung, also zu einer unberechtigt 
bezogenen Leistung. In diesem Wert mit inbegriffen waren auch alle Fälle, in 
denen die Überzahlung durch Fehler der Verwaltung zustande kamen. Bezo-
gen auf die Gesamtkosten der Grundsicherung machen diese Überzahlungen 
im ersten Quartal 2006 weniger als ein Promille aus. Das zeigt, dass auch der 
finanzielle Schaden des Missbrauchs im juristischen Sinn relativ gering ist. 
Auch die Argumente der moralisch geführten Missbrauchsdebatte sind nicht 
direkt haltbar. Brenke stellte Anfang 2010 fest, dass nicht die „Arbeitsmoral 
das Problem“ sei, was er an Zahlen eindeutig belegen konnte (Vgl. Kapitel  
1.1.1.). Auch Aust und Müller-Schoell verwehren sich gegen diese Behaup-
tungen und argumentieren auf ähnliche Weise wie Benke. Zudem stellen sie 
fest, dass „die Leistungen des Alg II […] keineswegs generös [sind] und bie-
ten schon deshalb keinen Anreiz sich in diesem System einzurichten“44. Auch 
das Argument der Kostenexplosion ist nicht haltbar. Vielmehr kam es mit der 
Reform zu einer Verschiebung der Kosten zwischen Alg I und Alg II die sogar 
noch Spareffekte mit sich brachten. Den Mehrkosten für das Alg II, die tat-
sächlich entstanden sind, stehen erhebliche Einsparungen beim Alg I gegenü-
ber. Zusätzlich ist erkennbar, dass insbesondere bei den Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik enorm gespart wird. Diese Tatsache widerspricht 
allerdings dem auferlegten Prinzip des „Förderns“ und lässt die Vermutung zu, 
dass der Slogan „Fördern und Fordern“ doch recht einseitig praktiziert wird. 45  
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Die Einführung von „Hartz IV“ hat viele Probleme mit sich gebracht. Nach 
gut fünf Jahren Laufzeit sind die Meinungen geteilt, welchen Nutzen und wel-
che Verbesserungen die Reform gebracht hat. Ziel war es den Sozialstaat so 
umzubauen, dass möglichst Kosten gespart werden können. Dieses Ziel wur-
de auch entgegen der medialen Berichterstattung erreicht. Es ist statistisch 
nicht belegbar, dass Menschen durch das Prinzip des „Förderns und For-
derns“ schneller und effektiver in Arbeit vermittelt werden. Den Hilfebedürfti-
gen werden lediglich härtere Beschränkungen und Sanktionen auferlegt, für 
die sie im Gegenzug aber keine optimierte Vermittlungsleistung erhalten. Wird 
dieser Sachverhalt richtig erkannt, stellen die Medien die Klientel der Alg II-
Empfänger als Opfer der Gesellschaft dar, für die es keine Arbeitsplätze gibt. 
Das Paradoxe aber ist, dass die Debatte über die Situation am Arbeitsmarkt 
oft zu Kosten der Hilfebezieher geführt wird. Wie in diesem Kapitel gezeigt 
wurde existiert Leistungsmissbrauch zwar, aber in einem verhältnismäßig ge-
ringen Umfang. Ein Missbrauch im moralischen Sinn ist mit Zahlen weder be-
legbar noch widerlegbar. Aber man kann davon ausgehen, dass die hohe 
Fluktuation innerhalb des Kreises der „Hartz-IV-Empfänger“ und die große 
Bereitschaft sofort einen Job anzunehmen, darauf hinweisen, dass keine all-
gemeine Arbeitsunwilligkeit besteht. Deswegen können weder die betrugsver-
ursachten Kosten, noch die Faulheit der Leistungsbezieher ein haltbares Ar-
gument sein. Der Nutzen solcher Debatten liegt wo anders. Es ist festzustel-
len, dass die Politik die undifferenzierten und vermischten Sozialmissbrauchs-
debatten gebrauchen um ein gesamtgesellschaftliches Meinungsklima zu er-
schaffen, das wiederum sozialstaatliche Einsparungen legitimiert. Um dieses 
Ziel zu erreichen konzentriert man sich oft auf Einzelgeschichten, da diese 
eine emotionale, polarisierende und greifbare Atmosphäre schaffen.  Aust und 
Müller-Schoell stellen fest: „Der exemplarische Verweis auf Einzelfälle rech-
tlich sanktionierbaren Missbrauchs schafft ein gesellschaftspolitisches Klima, 
in dem auch legaler Leistungsbezug leichter in Frage gestellt werden und sys-
tematisch mit der Ausgabenentwicklung verbunden werden kann.“46 
Ohne Zweifel haben solche medialen Diskussionen eine große Wirkung 
auf die Meinung der Bevölkerung und schüren das negative Klischee des 
„Hartz IV“-Empfängers. Die politischen Akteure verfolgen mit dem Anstoß 
einer solchen Debatte die nahe liegenden Ziel des Kostensparens und das 
                                                            





Ablenken vom eigenen Versagen. In einer Studie des „Wissenschaftszentrum 
Berlin für Sozialforschung“ stellten die Autoren bereits 2001 fest: „Es dürfte 
aus dem Rückblick jedoch auch deutlich geworden sein, dass die „Faulheits- 
und Drückebergerdebatten“ nicht nur mit dem möglichen oder vermeintlichen 
Fehlverhalten von Arbeitslosen zu tun haben, sondern zu einem guten Teil 
auch politischen Kalkül folgen. Der auffällige Zusammenfall der Debatten […] 
mit bevorstehenden Wahlen und einer unzufriedenen Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit, geben dem Verdacht Nahrung, dass die Arbeitslosen als 
Sündenböcke […] herhalten müssen.“47 
 
Durch die immer wiederkehrenden Vorwürfe gegen den Kreis der Alg II-
Empfänger wird auf Dauer das öffentliche Bild dieser geformt und gefestigt. 
Dabei ist zu überlegen, in wie weit die Medien an diesem Prozess der 
Meinungsbildung, -verbreitung und -festigung beteiligt sind und ob sie 
eventuell auch gezielt Interessen innerhalb einer solchen Debatte verfolgen 
und so Einfluss auf den öffentlichen Diskurs nehmen. Einen Ansatz zur 
Problemklärung soll diese Arbeit in der Untersuchung des auflagenstarken 
Leitmediums „BILD“ versuchen zu zeigen. 
                                                            






Die „BILD“ ist mit einer gedruckten Auflage von rund 3,8 Millionen die 
größte Tageszeitung Europas. Sie erreicht täglich cirka 11,6 Millionen Men-
schen in Deutschland, was 17,9 Prozent der Gesamtbevölkerung ab 14 Jah-
ren entspricht. 48 „BILD“ gehört zu den meist zitierten Medien und landete 
beim Zitateranking im zweiten Halbjahr 2009 nur knapp hinter dem „Spiegel“ 
auf Rang zwei. Im Bereich Politik wurde „BILD“ ganze 357 Mal von anderen 
Medien zitiert.49 Zahlen, die eindrucksvoll beschreiben, welche große Rolle 
„BILD“ in der deutschen Medienlandschaft spielt und welche Macht der Zei-
tung dadurch gegeben ist. Das Printmedium wäre nicht so erfolgreich, wenn 
es keine eingeschworene Leserschaft hätte. Der Großteil der „BILD“-
Rezipienten ist  zwischen 40 und 49 Jahren (21 Prozent), hat einen Haupt- 
bzw. Volksschulabschluss mit Lehre (43 Prozent), ist berufstätig (63 Prozent) 
und arbeitet als Angestellter bzw. Facharbeiter. Allerdings sollte nicht unter-
schätzt werden, dass der Anteil der Besserverdiener und Personen mit höhe-
rem Bildungsabschluss unter den Lesern stetig zunimmt. Somit ist „BILD“, wie 
oft behauptet nicht mehr nur die Zeitung der einfachen Arbeiterschicht. Dieser 
Fakt ist besonders wichtig, da er anzeigt, dass die Zeitung längst das Gros der 
Gesellschaftsschichten erreicht hat.  
 
Oft werden Medien als politische Akteure und vierte Gewalt im Staat be-
zeichnet. Gerade „BILD“ als größte und einzige landesweite Boulevardzeitung 
ist ein einflussreicher Faktor auf andere Medien, das Publikum und auch die 
Politik. Der Medienwissenschaftler Carsten Reinmann stellt fest, dass die „Be-
deutung von „BILD“ innerhalb des politischen Systems und des Journalismus 
in den letzten Jahrzehnten zugenommen [hat]“50.  
Diese Zeitung schafft es durch ihre Berichterstattung die politischen An-
sichten der Rezipienten zu beeinflussen und somit politische Entscheidungen 
anzuregen. Bedingt durch die Mediengattung des Boulevards werden vor al-
lem besonders polarisierende politische Themen auf die Agenda gesetzt. So 
zeigt sich die Durchschlagskraft des Mediums bei der Berichterstattung über 
einen Mann namens Rolf J., genannt „Florida-Rolf“, im August 2003. Dieser 
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lebte von deutscher Sozialhilfe in Miami Beach. „BILD“ berichtete ausführlich 
und empört, wie so ein Missstand möglich sein kann. Damit trat die Zeitung 
eine sozialethische Missbrauchsdebatte los, die an das moralische Empfinden 
der Rezipienten gerichtet war. Die Bundesregierung sah Handlungsbedarf. 
Daraufhin beschloss das Kabinett umgehend, die Richtlinien für Sozialhilfe-
zahlungen für im Ausland lebende Hilfeempfänger zu verschärfen. Der Jour-
nalist Kai-Hinrich Renner interpretiert die Wirkung solcher polarisierenden 
„BILD“-Geschichten, wie folgt: „Nach der Lektüre solcher Geschichten fallen 
sowohl Politiker als auch so genannte seriöse Medien mitunter einem hem-
mungslosen, geradezu irrationalen Aktionismus anheim. Das beste Beispiel 
dafür ist die Story von dem Sozialhilfeempfänger, der seine Stütze in Miami 
verzehrte.“51 Die Berichterstattung der „BILD“ führte somit zu einer schnellen 
Änderung der Gesetzeslage, auch wenn diese Maßnahme von vielen Kritikern 
als ineffizient bezeichnet wurde. Rein rechnerisch wurde die Umsetzung der 
Gesetzesnovellierung nämlich teuer für den deutschen Steuerzahler. Der 
Staat musste für die Umzugskosten der Betroffenen aufkommen und zudem 
die höheren Unterstützungskosten zahlen, die im Ausland durch die zum Teil 
niedrigeren Lebenshaltungsosten geringer gewesen waren. Renner stellt fest: 
„So kann es gehen, wenn man mit „BILD“ regieren will.“52 
 
Fraglich ist, warum „BILD“ so agiert und immer wieder, wie hier durch „Flo-
rida-Rolf“, versucht auf den deutschen Sozialstaat einzuwirken. Welche Ele-
mente unterliegen einfach nur den klassischen Merkmalen des Boulevardjour-
nalismus, mit denen rein wirtschaftliche Ziele verfolgt werden? Und welche 
sind Zeitungseigene politische Auffassungen und Interessen? Um dieser 
Problematik auf den Grund gehen zu können müssen zunächst die boulevard-
spezifischen Merkmale von „BILD“ identifiziert werden. 
                                                            







Boulevardmedien bilden ein eigenes Genre innerhalb des Journalismus. 
Die Bezeichnung „Boulevard“ leitet sich ab von dem typischen Merkmal des 
Straßenverkaufs. In erster Linie werden Zeitungen wie die „BILD“ wegen ihres 
Vertriebsweges dieser Gattung zugeordnet. Obwohl „BILD“ mittlerweile auch 
abonnierbar ist, gilt sie als klassische Kaufzeitung, da der Anteil der Abonne-
ments lediglich rund ein Prozent der Verkäufe ausmacht. In der Fachliteratur 
oft zitiert wurde die Definition für Boulevardpresse von Kurt Koszyk und Karl 
H. Pruys. Obwohl diese Version schon aus den späten 1960’er Jahren 
stammt, erfüllt sie doch am ehesten die Ansprüche: „Heute meint man mit die-
sem Begriff jene Periodika, die vorwiegend auf der Straße zum Kauf angebo-
ten werden, eine betont populär-sensationelle Aufmachung (Balkenüberschrif-
ten, großflächige Fotos etc.) haben, den Leser durch schockierende Stories 
ansprechen wollen (sex, crime, war) und sich häufig bewußt einer sehr direk-
ten Ausdrucksweise bedienen, die nicht selten die Vulgärsprache zu übertref-
fen sucht, um Neugier, Sensationshunger und Nervenkitzel einer bei der Lek-
türe kaum verharrenden Leserschaft permanent zu wecken und zu befriedi-
gen.“53 
Natürlich genügt diese kurze Definition bei weitem nicht, um das Genre 
der Boulevardmedien zu erfassen, doch gibt sie einen ersten Eindruck der 
grundlegenden Merkmale. Im Folgenden wird versucht die Eigenschaften die-
ser Gattung etwas näher aufzuzeigen um die „BILD“ .in diesem Kontext ei-
nordnen zu können.  
Die „BILD“ kann an circa 100.000 Verkaufsständen in 44 Ländern erwor-
ben werden. Bedingt durch die Art des Vertriebs wird vom Kunden täglich eine 
Kaufentscheidung gefordert. Dadurch ergibt sich die Gestaltung der Zeitung. 
Die Titelseite als Blickfang, mit den großen Schlagzeilen und den dominanten 
Fotos über dem Bruch dienen dem optischen und semantischen Kaufanreiz 
und der schnellen Identifikation. Der Anreiz scheint groß zu sein. Boulevard-
medien gelten als Garanten für wirtschaftlichen Erfolg und obwohl die Auflage 
der „BILD“ in den letzten Jahren zurückgegangen ist, sichert sie der „Axel 
Springer AG“, doch einen stetigen, finanziellen Gewinn.54  
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Die hohen Leserzahlen der Zeitung kommen nicht von ungefähr. Der 
Kommunikationswissenschaftler Peter A. Bruck beschreibt die Boulevardzei-
tungen als „eine der prägenden Medienformen der modernen Industrie- und 
Kommunikationsgesellschaft“ 55 . Straßenverkaufszeitungen sind ein Phäno-
men urbaner Strukturen und sind optisch, wie auch inhaltlich für einen schnel-
len und kurzen Lesemodus konzipiert und verlangen somit keine große Auf-
merksamkeitsspanne. Die durchschnittliche Lesedauer der „BILD“ liegt nach 
Angaben der „Axel Springer AG“ zwischen 36 und 41 Minuten.56 Damit ist 
dieses Mediengenre auf eine mobilisierte Leserschaft zugeschnitten die sich 
unterwegs zerstreuen, ablenken, orientieren und informieren möchte. Daraus 
erklärt sich auch die TV ähnliche Darstellungsweise, bei der die Schrift durch 
das Bild verdrängt wird. Durch Bilder kann schneller und ansprechender ein 
präziser Bezug zum Inhalt hergestellt werden und sie machen Themen, die 
sonst in komplexen Texten behandelt würden, für ein breites Publikum greif-
bar und verständlich. Bei der „BILD“ spiegelt sich diese Charakteristik im Na-
men selbst wieder. Der Verleger Axel Springer wollte zu seiner Zeit dem auf 
dem Vormarsch befindlichen Fernsehen ein gedrucktes Medium entgegenset-
zen. Deswegen konzipierte er „BILD“ als konsequent visuelle Zeitung, die sich 
nach der internen Blattreform 1953 schnell zu einem konventionellen Boule-
vardblatt entwickelt wurde.57  
 
Die einfache alltägliche Sprache, mit der gearbeitet wird, dient der schnel-
len Verständlichkeit und schafft populäre Identifikationsmöglichkeiten. Außer-
dem fördern Bilder, wie auch die kurzen Texte den Unterhaltungsgrad, was 
dem Bedürfnis der Leser nach anspruchslosem Entertainment entspricht. 
Bruck stellt fest: „[…] gerade in unterhaltender Verpackung können politische 
Inhalte auch an Rezipienten mit geringem Interesse an explizit Politischem 
herangeführt werden.“58 
Der Unterhaltungscharakter zieht sich durch alle Bestandteile der Zeitung, 
was sich in einem überdurchschnittlich hohen Anteil an Kolumnen und Mei-
nungsformen zeigt, die zudem oft mit Berichtsformen vermischt werden. Auch 
der Sportteil als Unterhaltungssparte nimmt viel Raum in der Zeitung ein und 
ist für viele Leser der ausschlaggebende Kaufgrund. Zudem lassen sich Sport-
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themen hervorragend auf Sieg und Niederlage herunter brechen, was der 
Simplifizierung dient und somit polarisierende Storys schafft.59 
 
Allgemein ist festzustellen, dass mit Vereinfachungen in dargebotenen Er-
klärungsmustern und Figurenkonstruktionen gearbeitet wird. Dabei werden 
Personen oft mit Spitznamen oder wertenden Zusätzen versehen, um eine 
schnelle moralische Bewertung herstellen zu können. Auch die Sprache im 
Allgemeinen dient in erster Linie der Emotionalisierung. Diese Gefühlsbeto-
nung wird durch eine Vielzahl von Exklusivinterviews, Zeugenschilderungen 
und Angehörigen erzeugt. Somit rückt eine Faktizität der Inhalte in den Hinter-
grund und die Emotion und Stilisierung in den Vordergrund.60  
 
Das Themenspektrum von Boulevardzeitungen ist relativ eng gesetzt. 
Bruck beschreibt, dass quantitativ wenig Politik und viel „sex and crime“ zu 
finden ist. Themen wie Gewalt, Verbrechen und Katastrophen sind genrety-
pisch und auch bei nationalen und internationalen Nachrichten wird dieses 
spezifische Muster angewendet. Dazu werden vor allem persönliche Ge-
schichten gewählt, die sich auf subjektives, nahes und familiäres konzentrie-
ren.61  
 
Das besondere Charakteristikum des Boulevardformats sieht Bruck in 
spezifischen Strategien Faktisches zu präsentieren. Er identifiziert die Insze-
nierung der Erzählstruktur als grundlegendes Merkmal des Boulevardjourna-
lismus. So benennt er verbreitete Strategien, die letztendlich „[…] in der Zu-
rückstellung von Information zugunsten der Emotion zusammen [laufen]“62. 
Grundlegend ist die Strategie der Familiarisierung. Durch die Verwendung von 
Spitznamen und vom Personalpronomen „wir“ und den immer wiederkehren-
den persönlichen Details in den Storys wird Nähe und ein Zusammengehörig-
keitsgefühl suggeriert. So wird unter den Lesern eine „[…] Gemeinde der 
„braven“, steuerzahlenden Mehrheit gestiftet […]63. Dadurch kann man sich 
gegen Unbekanntes und Fremdes abschotten und Vorurteile gegen „die Ande-
ren“ schüren. Gesellschaftliche Konflikte jeder Art werden so in dieses Sche-
ma gebracht, um sie einfach und greifbar zu gestalten. Daraus ergeben sich 
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die Erzählstrategien der Simplifizierung und der Konstruktion von übersichtli-
chen Weltbildern. Daran schließt sich die Strategie der Personalisierung von 
politischen und wirtschaftlichen Problemen. Dabei werden komplexe gesell-
schaftliche Zusammenhänge auf das Agieren einzelner Personen herunter 
gebrochen. Sie unterliegen dann dem moralischen Urteil des Boulevardme-
diums. Die Sprachwissenschaftlerin Cornelia Voss konstatiert dazu im Hinblick 
auf die „BILD“: „BILD löst alle politischen und sozialen Beziehungen in Ereig-
nisse mit emotionaler Sprengkraft auf. Politische Nachrichten werden in BILD 
offenbar nur dann ausführlich behandelt, wenn ihnen emotionale Komponen-
ten inhärent sind, die als spannungserzeugende Elemente herausgefiltert 
werden können.“64 
Dem Leser wird somit ein Verstehen, eine Überschaubarkeit der komple-
xen Zusammenhänge vorgetäuscht, die nach Brucks Auffassung in der mo-
dernen, vielschichtigen Gesellschaft völlig inadäquat ist. Voss, die sich aus-
schließlich mit der „BILD“ auseinandersetzte geht mit ihrer Aussage sogar 
noch ein Stück weiter: „Dem Blatt ist eine ausgebrägte Tendenz zur strukturel-
len Entpolitisierung eigen […].“65 
Typisch für die Boulevardpresse ist, dass sich die Zeitung selbst immer 
wieder personalisiert, um beispielsweise als Fürsprecherin oder Anwältin der 
Leser aufzutreten und als deren Stimme zu fungieren. Beim Aufdecken von 
Missständen und Kriminalität tritt sie als Akteurin in Erscheinung, die für das 
Wohl der gestifteten Gemeinschaft kämpft. Dieses Vorgehen dient nach 
Brucks Verständnis der Leser-Blatt-Bindung.66 
 
Boulevardmedien lassen sich auch nach ihrem Weltbild bzw. ihrer Ideolo-
gie kategorisieren. Bruck schreibt dazu: „Boulevardformatige Medien vertreten 
weitgehend den Status quo, sind politisch und moralisch konservativ. Orientie-
rungspunkt ist die Mehrheit der Bevölkerung, um breitestmöglichen Absatz zu 
garantieren.“67 
 
Auf Basis seiner eigenen Untersuchungen formulierte Bruck vier typische 
Merkmale von Boulevardjournalismus: 
 
                                                            
64 Voss 1999, S. 74 
65 Ebd. S. 75 
66 Bruck 1996, S. 23-26 





• Vorurteile werden konstruiert, 
• Gesellschaftliche Prozesse werden emotionalisiert und sensa-
tionalisiert, 
• Politische Entwicklung werden auf das Handeln von „guten“ 
und „bösen“ Menschen reduziert, 
• Politische Kampagnen werden inszeniert.68 
 
All die Merkmale und Erkenntnisse, die Bruck formulierte, treffen auf die 
„BILD“ mehr oder weniger zu. Doch nach dem Journalisten Vasco Boenisch 
nimmt die Zeitung eine herausgehobene Stellung innerhalb der Boulevard-
presse ein, die nicht nur durch den großen Erfolg zu erklären ist.69  
 
2.1.1. Besonderheiten der „BILD“ als Boulevardmedium  
Eine Besonderheit bei der „BILD“ stellen die Arbeitsabläufe der Zeitung 
dar. Die differenzierte Arbeitshierarchie lässt eine Nachricht durch zahlreiche 
Hände laufen, unter Umständen vom Lokalredakteur bis zum Chefredakteur in 
Hamburg, der letztendlich die höchste Instanz darstellt. Dadurch haben nur 
die Hauptnachrichtenredaktion und der Chefredakteur den gesamten Über-
blick über das ganze Themenspektrum, dass dem Blatt zur Verfügung steht. 
So sind es auch diese Instanzen die Regie führen und den Artikeln ihre Pass-
form und Tendenz geben.70  
 
Weiter ist bei „BILD“ bemerkenswert, dass es immer einen gewissen Hang 
zum Politischen gab. In der Fachliteratur wird gar von der „Phase der Politisie-
rung“ gesprochen, die 1958 einsetzte. Springer fühlte sich berufen in den fest-
gefahrenen Ost-West-Dialog eingreifen zu müssen und wies die „BILD“ an, 
ihre bis dato politische Abstinenz aufzugeben. Anstelle der zuvor „weichen“, 
populären Themen wurde eine explizit antikommunistische Grundlinie gesetzt. 
In diesem Zusammenhang spricht man auch von der „Umstellung vom So-
rayanismus zur Politik“71. Der politische Kurs von „BILD“ zeigte sich beson-
ders beim spannungsgeladenen Ost-West-Konflikt, wie beispielsweise beim 
Mauerbau 1961. Eine weitere Untermauerung der Politisierung des Blattes 
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liefert die Tatsache, dass ab 1967 die vier publizistischen Leitsätze Springers 
im Impressum abgedruckt wurden. Ein Ende nahm diese Phase 1971 mit 
Günter Prinz als neuem Chefredakteur. Unter seiner Leitung dominierten wie-
der Themen aus den Bereichen „sex, crime and scandal“.  
 
Ein weiteres Charakteristikum der „BILD“ ist die Strategie der Autopoiesis. 
Das bedeutet, dass die Zeitung selbst ihre Nachrichten produziert und nicht 
die Umwelt, die eigentlich der zu beleuchtende Terminus ist. Das ausschlag-
gebende daran ist, dass diese auf sich selbst bezogenen Nachrichten als 
Realitäten ausgegeben werden. In rekursiver Art werden Artikel wie Fortset-
zungsromane konzipiert und nur in einzelnen Brocken Tag für Tag fortgesetzt. 
Eine Sonderform stellt dabei nach Stefan Schirmers Auffassung die soge-
nannte journalistische Kampagne dar. Dieser schwerwiegende Vorwurf gegen 
die „BILD“ kommt häufig zur Sprache, allerdings kann nicht näher darauf ein-
gegangen werden, da es sonst den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde.72 
                                                            







Die Einflussnahme Axel Springers auf die Chefredakteure und leitenden 
Mitarbeiter des Verlagshauses war, obwohl oft bestritten, doch sehr groß. Das 
Wort „Hauspolitik“ kam nicht von ungefähr. Springer sah sich in der Verant-
wortung all seine Publikationen auf seine persönliche, politische Linie zu brin-
gen. Aus diesem Grund richtete er 1963 den Redaktionellen Beirat als bera-
tendes Gremium ein. Die Zusammenkünfte beinhalteten neben redaktionellen 
und verlegerischen Sachverhalten, auch gesellschaftspolitische Vorgänge als 
Diskussionsstoff. Die Kommunikationswissenschaftlerin Gudrun Kruip schreibt 
über den Redaktionellen Beirat: „In einem Haus mit derart vielen und unter-
schiedlichen Blättern wie dem Springerverlag, das noch dazu Zentralen in 
zwei verschiedenen Städten hat, konnten die Ansichten Springers wohl kaum 
besser vermittelt werden als durch ein solches Gremium. Von dort aus fun-
gierten dann die Chefredakteure als Schaltstelle zu ihren Mitarbeitern.“73 
Somit ist dieser Beirat als Instanz zu verstehen, in der es Springer schaffte 
seine persönlichen Überzeugungen und Positionen in alle Zeitungen des Hau-
ses zu implementieren. Die zunehmende ideologische Vereinheitlichung der 
Blätter fand ihren Höhepunkt in den vier Grundsätzen des Verlags die Axel 
Springer in einer Rede 1967 verkündete. Heute existieren diese leicht abge-
änderter und um einen Grundsatz reicher noch immer und sind für alle Mitar-
beiter des Hauses vertraglich bindend. Die Unternehmensgrundsätze lauten: 
 
1. Das unbedingte Eintreten für den freiheitlichen Rechtsstaat Deutschland 
als Mitglied der westlichen Staatengemeinschaft und die Förderung der 
Einigungsbemühungen der Völker Europas. 
2. Das Herbeiführen einer Aussöhnung zwischen Juden und Deutschen, 
hierzu gehört auch die Unterstützung der Lebensrechte des israelischen 
Volkes. 
3. Die Unterstützung des transatlantischen Bündnisses und die Solidarität in 
der freiheitlichen Wertegemeinschaft mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika. 
4. Die Ablehnung jeglicher Art von politischem Totalitarismus. 
                                                            





5. Die Verteidigung der freien sozialen Marktwirtschaft.74 
 
Auf Basis dieser Grundsätze argumentiert der Springer-Verlag seither, 
dass die Journalisten im Verlag fei und nur ihrem Gewissen verpflichtet sein, 
doch müssten sie lediglich ihre Artikel auf die fünf Grundsätze ausrichten. Das 
Haus Springer dazu wörtlich: „Die darin formulierten fünf Grundsätze sind 
Grundlage der publizistischen Ausrichtung. Sie definieren gesellschaftspoliti-
sche Grundüberzeugungen, geben aber keine Meinung vor.“75 
Kritiker sehen das allerdings ganz anders und argumentieren, dass diese 
Grundsätze in jedem Fall die journalistische Arbeit und Meinungsfreiheit be-
einflussen, „zumal sie nicht nur als bloße Bekenntnisse abgefasst sind, son-
dern als juristische Verpflichtungen, die Gegenstand jedes Arbeitsvertrags […] 
sind“76.Kruip schreibt zu den Grundsätzen: „Im Laufe der Zeit erwies sich die 
Interpretation der Grundsätze jedoch als so umfassend, daß sie für fast jedes 
Thema nur eine akzeptable Meinung zuließen.“77 
 
So ist festzustellen, dass alle Mitarbeiter und somit Publikationen aus dem 
Hause Springer immer noch der verlagsinternenen Ausrichtung unterliegen 
und von dieser geprägt und gelenkt werden.78 
 
2.2.2. Die politische Gesinnung  
Axel Springer hatte eine klar antikommunistische Grundhaltung. Diese 
fand nicht zuletzt Ausdruck, als er während des Ost-West-Konflikts 1960 den 
„kämpferischen Antikommunisten“ Karl-Heinz Hagen als Chefredakteur von 
der „BILD“ einsetzte. Mit seinen Unternehmensgrundsätzen hatte es Springer 
geschafft, die Publikationen nach seinen persönlichen politischen Überzeu-
gungen auszurichten. Diese Vorgehensweise der Meinungsvorgabe wurde 
laut Kruip seitdem, „zu einem durchgängigen Merkmal der Verlagspolitik“79. 
Dazu muss man verstehen, dass sich Axel Springer als politischer Verle-
ger verstand. Er bezeichnete seine politische Ausrichtung als „staatsloyal“ und 
seine Zeitungen würden „die breite konservative Mitte“80 vertreten. Kruip kons-
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tatiert: „[…] so können sowohl Axel Springer als auch der Kurs seines Verlags 
als beinah idealtypisch konservativ bezeichnet werden […].“81 
Diese Einstellung wird von der Fachliteratur eindeutig den Parteien 
CDU/CSU zugeordnet und Springer „setzte […] seine Zeitung unverhohlen 
dafür ein, Meinung zu machen“82. Dafür dass sich an der politischen Einstel-
lung des Unternehmens auch 25 Jahre nach Springers Tod wenig geändert 
hat, führt Boenisch folgende Indizien an: 
 
1. Hohes Traditionsbewusstsein des Unternehmens Axel Springer, 
2. Großer Einfluss von Springers Witwe Friede, als Mehrheitsgesellschafterin 
und stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrates,* 
3. Weiterführen von Axel Springer als Herausgeber in Impressen, 
4. Bis heute geltende Unternehmensgrundsätze.83 
∗ Friede Springer besitzt 7 Prozent der Aktien der Axel Springer AG und 90 Prozent der 
Gesellschaftsanteile der Axel Springer Gesellschaft für Publizistik GmbH & Co. der wiederum 
51,5 Prozent der Aktien gehören. 
 
Auch wissenschaftlich lässt sich die konservativ politische Einstellung mit 
Tendenz zur CDU nachweisen, wie Frank Brettschneider und Bettina Wagner 
in ihrer Untersuchung der „BILD“-Berichterstattung über den Bundestagswahl-
kampf 2002 zeigen. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass die „BILD“ durch ihre 
Berichterstattung „eine implizite Wahlempfehlung“84 zugunsten der CDU/CSU 
gegeben hat. Sie konstatieren: 
„Die Bild-Zeitung blieb daher ihrer Tradition der unions-günstigen Bericht-
erstattung treu, die auch schon bei vorangegangenen Bundestagswahlen 
nachgewiesen wurde.“85 
 
Da die Bundestagswahl 2002 bereits unter die Zeit von Kai Diekmann als 
Chefredakteur von der „BILD“ fällt und Boenisch der Meinung ist, dass die 
Form und Ausrichtung der Zeitung von zwei Personen abhängt, nämlich Axel 
Springer (auch nach seinem Tod) und dem jeweiligen Chefredakteur, ist an-
zunehmen, dass auch Diekmann eine politische Linie verfolgt.86 In der Fachli-
teratur wird er parteipolitisch eindeutig der CDU/CSU zugeordnet. Zwar kann 
man diese Annahme nicht endgültig beweisen, doch sprechen verschiedene 
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Tatsachen dafür. So zum Beispiel seine enge Verbundenheit mit dem ehema-
ligen Bundeskanzler Helmut Kohl. 1992 bis 1998, als Diekmann Politchef der 
„BILD“ war, entwickelte sich die Zeitung wieder zum „Kohl-Blatt“87. Auch per-
sönlich verbindet die beiden eine Freundschaft, da Dickmann zusammen mit 
Kohl dessen Biografie verfasste und er auch sein Trauzeuge war. Weiterhin 
hat Diekmann auch mit anderen CDU-Politikern, wie Rita Süßmuth und Ro-
man Herzog, Bücher veröffentlicht.88 Wie es scheint wirken sich diese persön-
lichen Überzeugungen des Chefredakteurs auch auf die Berichterstattung der 




Die „BILD“ ist mit all ihren Arbeitsmethoden und Darstellungsformen ein 
boulevardtypisches Printmedium. Allerdings nimmt sie in diesem Genre eine 
Sonderstellung ein, indem sie im Verlauf ihres Bestehens oft eine politische 
Ansicht vertreten hat. Durch das starke Hierarchiegefüge und die klare politi-
sche Verortung bezieht sie des Öfteren Stellung bei gesellschaftspolitischen 
Vorgängen, oder unterstützt durch ihre Berichterstattung parteipolitische For-
derungen und Kandidaten. Diese parteipolitische Verankerung lässt sich der 
CDU/CSU bzw. der Koalitionsbildung aus CDU und FDP zuordnen. Die „BILD“ 
hat ein explizites Interesse an gesellschaftspolitischen Entwicklungen, was 
sich in den fünf Unternehmensgrundsätzen widerspiegelt. Diese lassen nach 
eingehender Interpretation für jedes Thema meist nur eine gültige Meinung zu. 
Somit unterliegen die Inhalte der „BILD“ einem gleichgeschalteten gesell-
schaftspolitischen Standpunkt. Zudem orientiert sie sich immer an ihrem eige-
nen wirtschaftlichen Erfolg. Die Interessen und Auffassungen des Hauptleser-
anteils haben deswegen Priorität. Um das gewünschte Meinungsklima herzus-
tellen werden Fakten oft gezielt unterschlagen bzw. hervorgehoben oder ver-
fälscht. Die Zeitung neigt dazu sich selbst zu personifizieren und stellt sich als 
Sprachrohr für den Leser dar. Indem sie die Rezipienten in ihre Gemeinschaft 
einbezieht ist die Bewertung von Feinden möglich, die von der Mehrheit ab-
weichen. Durch die Emotionalisierung der Inhalte erhält der Leser eine ein-
deutige Vorstellung und implementiert die dargestellte Meinung in sein Werte-
bild. Um das zu erreichen neigt die „BILD“ zu der Darstellung von personifi-
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482. Die „BILD“ 
zierten Einzelgeschichten, die aber keine objektive und differenzierte Bericht-
erstattung zulassen. Das Printmedium hat durch seine zahlreiche Verbreitung 
einen großen Einfluss auf die Meinung der Menschen. Die „BILD“ nimmt ihre 
Rolle als Wächterin über die Mächtigen und die Demokratie mit aller Leiden-






Die Zeitung „BILD Dresden“ wurde im Erhebungszeitraum vom 1. Januar 
2005 bis zum 28. Februar 2010 untersucht. Das entspricht dem Zeitraum ab 
Einführung des vierten Hartz-Gesetzes. Dabei wurden alle Titelstorys, Berich-
te, Meldungen, Reporte und Kommentare, die eine Darstellung von Alg II-
Empfängern“ beinhalteten, nach Datum, Überschrift, Darstellungsform und 
Platzierung aufgelistet und beurteilt. Besonderer Wert wurde auf personalisier-
te Darstellungen als inhaltliches Merkmal gelegt. Die Artikel wurden nach Prü-
fung der Überschrift und des Inhaltes Bewertungsklassen zugeordnet. Diese 
ergaben sich aus der unter Kapitel 1.4. erörterten Feststellung, dass es zum 
einen eine Darstellung der Betroffenen als „Opfer“ und zum anderen eine Dar-
stellung als „Sozialtäter“ gibt. Diese Täterschaft lässt sich wieder in Miss-
brauch und Leistungsmissbrauch unterteilen. Da es in einer Vielzahl von Arti-
keln zu Überschneidungen kam, entstanden vier weitere Mischklassen. Die 
sieben Bewertungsklassen sind: 
 
1. Opferdarstellung (OD = Wert 1 in Abb.6) 
2. Missbrauchsvorkommen im moralisch empfundenen Sinn (MV = Wert 2 in 
Abb.6) 
3. Leistungsmissbrauchsvorkommen im juristischen Sinn (LMV = Wert 3 in 
Abb.6) 
4. Opferdarstellung / Missbrauchsvorkommen (OD / MV = Wert 4 in Abb.6) 
5. Opferdarstellung / Leistungsmissbrauchsvorkommen (OD / LMV = Wert 5 
in Abb.6) 
6. Missbrauchsvorkommen / Leistungsmissbrauchsvorkommen (MV / LMV = 
Wert 6 in Abb.6) 
7. Opferdarstellung / Missbrauchsvorkommen / Leistungsmissbrauchsvor-
kommen (OD /MV / LMV = Wert 7 in Abb. 6) 
 
Nach dem der Erhebungszeitraum nach beschriebenem Schema abge-
handelt wurde, begann die Identifikation von exemplarischen Beispielen. Dazu 
wurden aus der Grundgesamtheit drei Artikel ausgewählt. Diese stellen jeweils 
ein Beispiel für die Bewertungsklassen (exklusive der Mischklassen) dar und 
stammen jeweils aus einem anderen Erhebungsjahr, um den gesamten Zeit-





se unterzogen, um die Arbeitsweise der „BILD“ aufzuzeigen. An Hand dieser 
exemplarischen Untersuchung soll die Darstellung der Alg II-Empfänger näher 
betrachtet und interpretiert werden. 
 
3.1. Ergebnisse der Untersuchung 
Die Untersuchung ergab, dass im Erhebungszeitraum 120 Artikel in denen 
„Hartz IV“-Empfänger dargestellt werden, in der „BILD Dresden“ veröffentlicht 
wurden. Die gesamte Erhebungstabelle befindet sich im Anhang unter Anlage 
1. Die Artikelanzahl verteilt sich nicht gleichmäßig auf die einzelnen Jahre, wie 
in Abbildung 2 zu erkennen ist. So ist die Anzahl 2005 im absoluten Durch-
schnitt, mit 20 Artikeln. Daran lässt sich erkennen, dass im ersten Jahr von 
„Hartz IV“ das Thema zwar präsent war, aber nicht übermäßig behandelt wur-
de. Im Ausgangsjahr 2005 kann man somit von einer kontinuierlichen Bericht-
erstattung sprechen, die auf dem Neuwert des Themas beruht. In 2006 stieg 
die Darstellung von Hilfeempfängern an. Es konnten die meisten Artikel zum 
Thema identifiziert werden, was auf eine überdurchschnittlich hohe Aktualität 
schließen lässt. 2007 wurden „Hartz IV“-Empfänger eher zu einer Randnotiz. 
Andere Themen schienen wichtiger zu sein und die Berichterstattung zu be-
herrschen. 2008 steigt die Artikelzahl wieder übermäßig an und Hilfeempfän-
ger schienen wieder interessanter für die „BILD“ zu werden. Im Jahr 2009 
kann man dann wieder von einer unterdurchschnittlichen Berichterstattung 
sprechen. Bemerkenswert ist allerdings das letzte Erhebungsjahr. Im Jahr 
2010 wurden nur die Monate Januar und Februar untersucht, wohingegen die 
Jahre 2005 bis 2009 einer ganzjährigen Betrachtung unterlagen. Dennoch 
konnten in den zwei Monaten 19 Artikel identifiziert werden, was nur knapp 
unter dem Jahresdurchschnitt liegt. Somit weist dieser kurze Erhebungszeit-
raum ein sehr hohes Vorkommen von Artikeln in denen Alg II-Empfänger dar-
gestellt wurden auf. Anscheinend war die Darstellung der Leistungsempfänger 
































Bei der Häufigkeit der einzelnen Bewertungsklassen zeigt sich, dass die 
Opferdarstellung mit 56 Artikeln dominiert (siehe Abbildung 3). An zweiter 
Stelle liegt die Missbrauchsdarstellung. Dieser Fakt ist interessant, da die 
„BILD“, wenn sie eine Sozialtäterdarstellung wählt, häufiger diejenige nimmt, 
welche im juristischen Sinne nicht existiert. Also tendiert die Zeitung eher zu 
einer Berichterstattung, die an das moralische Empfinden appelliert. Zu den 
zwei Unterklassen des Sozialmissbrauchs (MV und LMV) konnten 40 zu-
geordnet werden. In 9 der Artikel gab es eine Vermischung der zwei Formen. 
Somit wurden 49 Artikel mit einer klaren Darstellung von „Hartz IV“-
Empfängern als Sozialtäter ermittelt. Generell ist davon auszugehen, dass in 
allen Mischklassen Darstellungen enthalten sind, die Sozialmissbrauch thema-
tisieren. Lediglich die drei Artikel OD/LMV sind der Opferdarstellung zuzuord-
nen, da in allen drei Fällen klar die Opferrolle der Person überwiegt. Fast man 
nun die einzelnen Bewertungsklassen dementsprechend zusammen ergibt 
sich ein Verhältnis von 59 Artikeln Opferdarstellung, zu 61 Artikeln Sozialtä-
terdarstellung. Somit ist es nahe zu ausgeglichen. Die „BILD“ scheint beide 






Abbildung 3: Häufigkeit der Artikelklassen 























Betrachtet man nun die einzelnen Jahre nach der Anzahl der verschieden 
Bewertungsklassen zeigen sich hier dieselben Schwankungen von Jahr zu 
Jahr, wie sie auch bei der Anzahl pro Jahr aufgefallen sind. Es ist also davon 
auszugehen, dass die Artikelanzahl pro Jahr mit der Darstellungsform zu-
sammenhängt. So zeigt sich 2006, wo die meisten Artikel herausgefiltert wer-
den konnten, ein Übergewicht der Sozialtäterdarstellung (MV, LMV, OD/MV, 
MV/LMV, OD/MV/LMV). Auch in 2008 und 2010, wo die Artikelanzahl über 
dem Durchschnitt liegt (bei 2010 relativ gesehen), überwiegt diese Darstel-
lungsart. In den Jahren 2007 und 2009 dominiert hingegen die Opferdarstel-
lung. Je häufiger Hilfeempfängerdarstellungen in der Berichterstattung zu fin-
den sind, desto negativer werden die Protagonisten im Sinne von Sozialmiss-





Abbildung 4: Häufigkeit der Artikelklassen pro Jahr 

























Wenn man die Platzierung der 120 Artikel betrachtet, stellt sich heraus, 
dass im Erhebungszeitraum 24 Mal ein Artikel als Titelstory positioniert wurde 
(siehe Abbildung 5). Das bedeutet, dass der jeweilige Artikel die Hauptschlag-
zeile auf Seite eins über dem Bruch geliefert hat. Ordnet man die Titelstorys 
ihrer jeweiligen Bewertungsklasse zu, ergibt sich, dass von den 24 Schlagzei-
len allein 10 einem Missbrauchsvorkommen (MV) zugehörig sind. Nur vier 
Titelstorys behandeln hingegen eine Opferdarstellung. Teilt man in die zwei 
Hauptklassen Opferdarstellung und Sozialtäterdarstellung ergibt sich ein Ver-
hältnis von 4 zu 20. Das bedeutet, dass eine Opferdarstellung für die „BILD“ 
nicht annähernd so einen hohen Nachrichtenwert besitzt wie eine Sozialtäter-
darstellung. Deswegen kann man darauf schließen, dass negative Darstellun-
gen von Hilfeempfängern im Sinne von Sozialmissbrauch für die „BILD“ auch 
aus wirtschaftlicher Sicht interessanter sind. Die Titelschlagzeile bildet nämlich 
den ausschlaggebenden Kaufanreiz für die Käufer der „BILD“ (Vgl. Kapitel 
2.1.). Somit kann man davon ausgehen, dass die Zeitung ein wirtschaftliches 







Abbildung 5: Anzahl der Titelstorys nach Artikelklassen 
 
 
Konzentriert man sich nun auf die Artikel mit Bewertung im Zeitverlauf, er-
hält man ein noch differenzierteres Bild und kann Vorgänge explizierter able-
sen und einordnen. Wie schon erwähnt wurde war die Darstellung von Alg II-
Empfängern nicht konstant aktuell, was auch in Abbildung 6 zu erkennen ist.  
 
2005 beschränken sich die Inhalte eher auf die Verliererdarstellung, wie es 
2004 vor in Kraft treten ebenfalls der Fall war (Vgl. Kapitel 1.2.). Mit Über-
schriften wie „Jedes Formular ein Schicksal“89 oder „Schaut her Politiker! Die 
Schlange der Schande“90 machte die „BILD“ deutlich wie ungerecht sie die 
Reform fand. Erst gegen Ende des Jahres 2005 erkennt die „BILD“, „Hartz-IV-
Empfänger zocken mit „beispielloser Dreistigkeit“ ab“91 . Allerdings ist diese 
Erkenntnis eher auf den „Report vom Arbeitsmarkt“ des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Arbeit zurückzuführen der im Oktober 2005 erschien (Vgl. 
Kapitel 1.4.2.).  
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91 In: BILD Dresden, am 17. Oktober 2005 

























Zu Anfang des Jahres 2006 schwankt die Berichterstattung zwischen Leis-
tungsmissbrauchsvorkommen (LMV) und Opferdarstellungen. Zumindest fand 
die „BILD“ die „Frechste Sozial-Abzockerin“92 die genau in das Bild des „Ar-
beitmarkt Reports“ vom BMWA passte. Im Mai stellt die „BILD“ in einer Serie 
traurige Lebensgeschichten von Hilfeempfängern dar. Grund dafür war wohl 
das zu der Zeit diskutierte Fortentwicklungsgesetz, das im Juli von der Regie-
rung beschlossen wurde. Diese Neuregelung beschränkte die zum Teil durch-
lässige Gesetzeslage und dämmte somit „moralisch verwerflichen“ Leistungs-
anspruch ein. Somit war es möglich Finanzmittel einzusparen, die letztendlich 
der Steuerzahler erbringt. Den Sinn dieses Fortentwicklungsgesetz erkannte 
nun auch die „BILD“ und schwenkte von der Opferdarstellung zur Sozialtäter-
darstellung. Mit Schlagzeilen, wie „Hartz IV oder Job? Wer ist hier der Dum-
me?“ 93  vertrat sie wieder die Interessen der arbeitenden, steuerzahlenden 
Leserschaft und unterstützte das Vorhaben der Regierung. Schnell waren die 
„Hartz IV“-Empfänger die „Dummen“, denn nun wurden sie mit Überschriften 
wie, „1. Politiker fordert Arbeitsdienst für Arbeitslose“94, als faule Betrüger hin-
gestellt. Im Oktober 2006 tauchte dann das „Schockwort Unterschicht“95 auf 
und die „BILD“ fragte „Kommt man da unten nicht mehr raus?“. In der Bericht-
erstattung über diese Thematik, die eng mit „Hartz IV“-Empfängern verbunden 
ist, bewertete die Zeitung die Leistungsempfänger nicht mehr ausschließlich 
als Verlierer, sondern betrachtete die gesellschaftliche Misslage aus den Au-
gen des ehrlich Arbeitenden. So wurde auch immer eine Teilschuld bei den 
Arbeitslosen selbst gesucht. Eine Serie von Berichten über einen Leistungs-
empfänger der mit Kurt Beck aneinander geriet prägte den Dezember. Am 
Anfang der Geschichte erkundigte sich die „BILD“: „Darf ein SPD-Chef das 
sagen? Waschen und rasieren Sie sich erstmal, dann finden Sie auch Ar-
beit!“96 Nachdem der besagte Alg II-Empfänger die Wiedergutmachungsange-
bote des entgleisten Politikers nicht in der Form angenommen hat, wie die 
„BILD“ sich das vorstellte, fragte sie empört: „Warum kriegt so einer Stüt-
ze?“97. „BILD“ forschte nach und fand heraus: „Seine Mutter schämt sich so 
sehr für ihn“ 98 . Die Zeitung fand die Geschichte über den arbeitslosen       
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Henrico F. so wichtig, dass sie sich an sieben Tagen im Dezember damit aus-
einandersetzte und sie sogar zwei Mal als Titelstory auf Seite 1 verwendete.  
 
Auch in 2007 startet die „BILD“ noch mit einer kleinen Meldung über Hen-
rico F., um am 5. Januar festzustellen: „Immer mehr Arbeitslosen wird die 
Stütze gestrichen!“99. Dadurch entsteht der Endruck, dass Henricos Geschich-
te durchaus kein Einzelfall ist und ein Großteil der „Hartz IV“-Empfänger eben 
doch faule Lügner sind. Im April/Mai 2007 veröffentlichte die „BILD“ eine Serie 
über „Wohnen mit Hartz IV“100, in der die Personen wieder in einer klaren Op-
ferrolle beschrieben werden. Ansonsten wurde über die Thematik nicht weiter 
berichtet. Andere Ereignisse beherrschten die Berichterstattung und zudem 
befand sich Deutschland im wirtschaftlichen Aufschwung. Die Arbeitslosen-
zahlen sanken kontinuierlich und somit stellte das Thema einfach keinen er-
giebigen Lieferanten von emotionalen Geschichten für die „BILD“ dar.  
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Da sich die Arbeitsmarktsituation entspannt hatte, dafür aber viele Arbeits-
plätze im Niedriglohnsektor geschaffen wurden, identifizierte die „BILD“ An-
fang 2008 die „Hartz- IV“-Empfänger mit Titelschlagzeilen wie, „Job Vermittler 
klagen an – Immer mehr Arbeitslose drücken sich vor der Arbeit!“101 als „Drü-
ckeberger“ und klagte die Ungerechtigkeit „Wer arbeitet ist der Dumme! Immer 
mehr Arbeitnehmer bekommen weniger Geld als Hartz-IV-Empfänger“102 an. 
In die Vorstellung einer Aufschwungphase, wo immer mehr Menschen wieder 
Arbeit finden, passen diejenigen die weiterhin Hilfeleistungen vom Statt bezie-
hen nicht hinein. Aus diesem Grund wird die Schuld für die Arbeitslosigkeit im 
Februar 2008 bei den „Hartz IV“-Empfängern selbst gesucht. Im weiteren Jah-
resverlauf gibt es Schwankungen zwischen Opferdarstellungen und Sozialtä-
terdarstellungen, bis im August zwei Geschichten von Leistungsmissbrauch 
(LMV) von der „BILD“ aufgedeckt werden. Die Zeitung titelt am 30. August: 
„Hartz-IV-Betrüger – Luxus-Leben auf Teneriffa“103 Das reicht als Beweis, um 
ab der nächsten Ausgabe am 1. September mit einer neuen Serie zu starten: 
„So wird bei Hartz IV abgezockt! Der große BILD-Report“104. In den folgenden 
Tagen wird jeweils eine Geschichte von Sozialmissbrauch aufgedeckt die alle 
der Mischklasse MV/LMV zuzuordnen sind. Daraus lässt sich erkennen, dass 
in diesem Fall keine differenzierte Berichterstattung stattgefunden hat. Nach 
dem die „BILD“ an fünf Tagen an Hand von Einzelgeschichten erklärt hat, wie 
bei „Hartz IV“ betrogen wird und welch schlechte Menschen die Leistungs-
empfänger sind, titelt sie am Tag darauf: „Chemnitzer Professor behauptet 
132 Euro Hartz IV im Monat reichen“105. Für den arbeitenden und steuerzah-
lenden Leser könnte diese Schlagzeile nach dem „BILD-Report“ wie eine ge-
rechte Lösung oder Strafe erscheinen. Die Zeitung liefert dann auch gleich 
noch eine weitere Antwort, indem sie in einer neuen Serie vom 8. bis 12. Sep-
tember die Geschichten von Menschen erzählt, die sich lieber abrackern als 
„Hartz IV“ zu kassieren. Wenn man also ein ehrlicher Mensch ist und eine ge-
sunde Arbeitseinstellung hat, ist es gar nicht nötig dem Staat auf der Tasche 
zu liegen. Diese Darstellung suggeriert dem Leser, dass eine Hilfebedürftigkeit 
durch die Persönlichkeit verschuldet ist, nicht durch Arbeitsmarkt- oder Le-
bensumstände. Gegen Ende des Septembers 2008, veröffentlicht die „BILD“ 
noch zwei Fortsetzungsgeschichten. Auf Grund der Darstellung im „Großen 
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Report“, reagierten die Behörden und unterbanden den Leistungsmissbrauch 
zweier Protagonisten. Damit stellt sich die Zeitung in personifizierter Weise als 
Kämpferin für Gerechtigkeit dar (Vgl. Kapitel 2.1.). Interessant ist der Fakt, 
dass diese aggressive Berichterstattung in eine Zeit fällt, in der verschiedene 
Parteien und Organisationen eine Erhöhung der Alg II-Regelsätze forderten. 
 
Im Jahr 2009 rückte die Darstellung von Leistungsempfängern erneut in 
den Hintergrund. Acht der 15 identifizierten Artikel befanden sich im Lokalteil 
der Zeitung, was darauf schließen lässt, dass das Thema für die bundesweite 
Berichterstattung eine zu geringe Priorität besessen hat. Zudem dominiert 
2009 die Opferdarstellung, was mit der sich verschlechternden Situation am 
Arbeitsmarkt und der Wirtschaftskrise zusammenhängen dürfte. In diese Zeit 
der Rezession passte die Darstellung des faulen frechen Arbeitslosen nicht 
ins Bild der Leser. Außerdem besitzt die Opferdarstellung, wie bereits festges-
tellt, nicht im Mindesten so einen hohen Nachrichtenwert für die „BILD“ wie die 
Sozialtäterdarstellung. Das wiederum erklärt die unterdurchschnittliche Arti-
kelanzahl in 2009. 
 
In den letzten beiden Untersuchungsmonaten 2010 wandelt sich die Art 
der Leistungsbezieherdarstellung wieder grundlegend. Im Januar inszeniert 
die „BILD“ ein Frage-Antwort-Spiel. Zuerst titelt sie: „Macht Hartz IV faul? Für 
immer mehr Menschen lohnt es sich nicht mehr zu arbeiten“106, um am näch-
sten Tag mit dem Bericht „Lieber Arbeiten als Hartz IV“107 eine moralische 
Antwort für die entgleisten Leistungsempfänger zu liefern. Auch wenn der 
Verdienst unterhalb des Existenzminimums liegt, läst man sich als ehrbarer 
Bürger nicht auf Sozialleistungsniveau herunter. All Jene, die das trotzdem tun 
und Alg II beziehen werden durch die „BILD“ negativ abgewertet und verurteilt. 
Dass für diesen angeblichen Misstand nicht die Arbeitslosen verantwortlich 
sind und eine staatliche Abhängigkeit oft unverschuldet, wegen der schlechten 
Situationen am Arbeitsmarkt, entsteht wird in der Berichterstattung nicht ref-
lektiert. Zudem ist das Rechenbeispiel mit dem die „BILD“ beweist, dass 
„Hartz IV“-Empfänger mehr bekommen als Arbeitende zum einen unglücklich 
gewählt und zum anderen objektiv falsch. Es entsteht aber der Eindruck, dass 
Familien mit Leistungsbezug, viel zu viel Geld fürs Nichtstun bekommen.108 
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Dieses Klischee bestärkt die „BILD“ und stellt Arno Dübel vor: „Deutschlands 
frechster Arbeitsloser“109. Über mehrere Tage hinweg wird seine Geschichte 
mit immer neuen Fakten erzählt. Auf die Berichterstattung über Deutschlands 
bekanntesten Arbeitslosen wird in der exemplarischen Untersuchung näher 
eingegangen. Nachdem nun klar gemacht wurde wie der frechste Arbeitslose 
lebt und auch all die anderen „nur frechen“ Arbeitslosen, verallgemeinert die 
„BILD“ die Problematik wieder und titelt: „So wird bei Hartz IV abgezockt“110. 
Diese Vorgehensweise der Zeitung hat zwei Auslöser zum Grund. Zum ersten 
hatte Roland Koch im Januar gewettert, dass sich Hilfeempfänger mit der 
staatlichen Unterstützung häuslich eingerichtet hätten und dass es eine ange-
nehme Variante des Lebens sei. Zum anderen hatte Guido Westerwelle be-
hauptet, dass das Alg II „sozialistische Züge annehme“ und zur „spätrömi-
schen Dekadenz“111 einlade. Die Gründe, warum solche Debatten von Politi-
kern losgetreten werden, wurden bereits in Kapitel 1.4.2. dargelegt. Wester-
welles spezifischer Grund in diesem Fall, werden wohl die schlechten Umfra-
geergebnisse für die FDP gewesen sein. Die „BILD“ steht in dieser Situation 
natürlich für die Rechte der steuerzahlenden Bürger ein, die den Hauptteil 
ihrer Leserschaft ausmachen. Zudem unterstützt die Zeitung mit ihrer Bericht-
erstattung die Ziele der politischen Akteure. Es ist wahrscheinlich kein Zufall, 
dass Guido Westerwelle 2006 eine Kolumne für die „BILD“ auf Seite 2 ge-
schrieben hat und sein Kommentar mit den Vorwürfen im Februar 2010 bei 
„Welt online“ veröffentlicht wurde. Es scheint eine Verbindung zwischen dem 
Politiker und den Springerpublikationen zu geben. Da am 9. Februar das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts über die „Hartz IV“-Sätze verkündet wurde, 
titelt die „BILD“ wie folgt: „Wie viel Geld braucht ein Kind? Diese Hartz-IV-
Familie verklagt den Staat.“112 Das Urteil des Verfassungsgerichts war eindeu-
tig (Vgl. Kapitel 1.1.). Doch die Zeitung macht auch daraus wieder eine „Wir-
Arbeitnehmer-sind-die-eigentlichen-Verlierer-Geschichte“, indem sie nach ei-
nem Bericht über Mütter mit Alg II-Bezug, am 12. Februar schreibt: „Wir arbei-
ten, aber für die Kinder bleibt trotzdem fast nichts übrig“113.Somit stellt die 
„BILD“ das Urteil des Bundesverfassungsgerichts moralisch in Frage. 
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Als Beispiel für die Opferdarstellung wurde ein Artikel aus dem Jahr 2005 
gewählt, da zu dieser Zeit diese Bewertungsklasse dominierte. Am 2. Juni 
2005 veröffentlichte die „BILD“ auf der Politikseite 2 folgenden Bericht: 
„Schaut her Politiker! Die Schlange der Schande“114. Dieser Schriftzug ist in 
zwei separate Abschnitte unterteilt. Die plakative Aufforderung an „die Politi-
ker“ befindet sich schwarz unterlegt am oberen Rand und erstreckt sich über 
die gesamte Breite. Dieser Ausruf drückt eine Solidarität mit den Wartenden 
und somit Leistungsbeziehern aus. Die Zeitung stellt sich als Klägerin gegen 
die Politiker hin, die für alle Bürger spricht. Sie stiftet damit eine Gemeinschaft 
zwischen den Lesern, „Hartz IV“-Empfängern und sich selbst, die sich ent-
schlossen gegen die Regierenden stellt. Der Sachverhalt wird so auf die For-
mel von Gut (Leser, Alg II-Empfänger, „BILD“) gegen Böse (Politiker) herunter 
gebrochen. Auch interessant ist, dass die Zeitung nicht die Regierung als In-
stanz anspricht, sondern in einer personifizierten Form als Politiker. Dadurch 
ist es dem Leser möglich sich eine klare und greifbare Vorstellung von den 
„Bösen“ zu machen. Das wiederum dient dem boulevardtypischen Merkmal 
der Emotionalisierung. Unterhalb befindet sich ein großes Foto, das fast die 
Hälfte der Seite einnimmt. Darauf ist die Menschenschlange abgebildet die vor 
einem Berliner Job-Center steht. Der zweite Teil der Überschrift ist in dieses 
Foto eingefügt und perspektivisch so angelegt, dass es die Menschenschlan-
ge optisch imitiert. Außerdem ist sie mit großen, roten Lettern geschrieben, so 
dass sie anklagend wirkt. Generell wurde ausschließlich mit den Farben Weiß, 
Schwarz und Rot gearbeitet, die durch den harten Kontrast Kraft aber auch 
Gefahr ausdrücken. Unterhalb des Fotos wurde der Untertitel platziert: „Men-
schen ohne Arbeit müssen sich mitten in Deutschland öffentlich in einer schier 
endlosen Schlange zur Schau stellen, wenn sie ihre Stütze haben wollen. Wie 
demütigend!“115 Dabei hebt sich der Ausruf: „Wie demütigend!“ durch seine 
Rote Farbe ab. Diese Wortwohl und Präsentation demonstriert, wie unzufrie-
den die „BILD“ und somit auch die einbezogenen Rezipienten mit der Arbeit 
der Regierung diesbezüglich sind. Rechts neben dem Untertitel ist ein Schau-
kasten, wo fünf Wartende mit Portraitfoto und kurzer Beschreibung ihrer Situa-
tion als Arbeitslose abgebildet sind. Von jedem geht ein Pfeil aus, der auf das 
                                                            




Foto mit der Menschenschlange weist. Die Pfeile die von den Personen aus-
gehen scheinen auszurücken: „Hier müssen wir stehen. Wir sind auch norma-
le Menschen. Wir haben Gesichter und eine traurige Geschichte.“ Innerhalb 
des Textes ist noch ein kleines Foto von Wartenden anno 1932 untergebracht. 
Somit wird die Situation 2005 mit der damaligen verglichen und wie es 1932 
endete ist ja allseits bekannt. Diese Assoziation mit dem historischen Ereignis 
untermalt noch einmal eindrucksvoll die Gefahr, die von dieser Situation aus-
geht. Innerhalb des Textteils werden die Politiker abermals mit direkter Rede 
angesprochen und die „BILD“ fragt sich, ob diese zur Schaustellung der Ar-
beitslosen mit der Menschenwürde zu vereinbaren sei. Im Text stellt sich he-
raus, dass der Grund für die Menschenschlange nicht mit 1932 zu vergleichen 
ist, sondern ein zu kleines Foyer des Job-Centers das Problem ist. Darüber 
hinaus wird berichtet, dass es auch einen personellen Mangel in dieser Ein-
richtung gibt, sodass sich nicht hinreichend um die Hilfeempfänger gekümmert 
werden kann.  
 
Die „BILD“ ergreift in diesem Bericht Partei für die Schwächsten der Ge-
sellschaft und durch die Darstellungsweise werden auch die Leser mit in die-
ses Solidaritätsgefüge einbezogen. Mit emotionalen Appellen, der Vorführung 
von Betroffenen und einem theatralischen Vergleich mit 1932 steigert die Zei-
tung die Dramatik dieser Geschichte. So ist keine differenzierte und argumen-
tative Herangehensweise an die Problematik erkennbar. Zudem Personifiziert 
die „BILD“ die Protagonisten („BILD“ als Anklägerin, Politiker als Personen, 
Wartende), um so die Geschichte für jeden greifbar und nachfühlbar zu gestal-
ten. In diesem Fall nimmt die Zeitung die mediale Position als Wächterin über 








Für die Leistungsmissbrauchsdarstellung, wurde eine Geschichte aus dem 
Jahr 2006 gewählt, die es zwei Tage hintereinander auf die Titelseite schaffte. 
Am 13. März 2006 schreibt die „BILD“: „Erwischt! Frechste Sozialabzocke-
rin“116 Die Gesamte Schlagzeile nimmt die Hälfte des Platzes über dem Bruch 
ein. Das Wort „Erwischt!“ ist in roten Großbuchstaben geschrieben und durch 
einen Rahmen hervorgehoben. Durch diese optische Akzentuierung und die 
nicht ganz horizontale Ausrichtung entsteht die Assoziation mit einem Stem-
pel, der aufgedrückt wurde. Oberhalb des „Stempels“ befindet sich in kleine-
ren Lettern der Zusatz: „Luxus-Leben auf Mallorca, aber Arbeitslosengeld in 
Deutschland“ 117 . Unterhalb des Titels „Frechste Sozialabzockerin“ befindet 
sich noch ein kurzer Text in dem noch einmal auf zurückliegende Leistungs-
missbrauchsfälle (u.a. Florida-Rolf) hingewiesen wird und der Protagonistin ihr 
Spitzname „Mallorca-Karin“ verpasst wird. Nach kurzer Schilderung ihrer Ver-
gehen wird auf Seite 12 der Ausgabe verwiesen. Der Titel an sich ist in die 
Silben „Frechste Sozial Abzockerin“ unterteilt. Durch diese drei freistehenden 
Wörter kann man sofort auf den Inhalt schließen. Zur optischen Unterstützung 
wurden die drei Wörter noch rot unterstrichen. Damit man auch gleich weis um 
wen es sich handelt ist neben diesem Schriftzug ein unvorteilhaftes Portraitfo-
to einer Frau mit einem schwarzen Balken über dem Gesicht abgebildet. Die 
Person wirkt durch die Schnappschussaufnahme so als hätte man sie gerade 
überrascht, was den Ausruf „Erwischt!“ unterstreicht. Zudem hat man durch 
den schwarzen Balken den Eindruck, dass die Frau eine Schwerverbrecherin 
ist. Auf Seite 12 befindet sich dann der eigentliche Bericht über die Frau. Auch 
hier nimmt die Überschrift „So frech zockt uns Mallorca-Karin ab“118  einen 
großen Platz ein. Bemerkenswert ist das verwendete Wort „uns“. Damit wird 
Zusammengehörigkeit und Einheit zwischen allen Lesern und der „BILD“ sug-
geriert. Dieses boulevardtypische Vorgehen dient der Leser-Blatt-Bindung und 
stärkt die bürgerliche Masse gegen Entgleiste, wie „Mallorca-Karin“. Außer-
dem personifiziert sich die Zeitung dadurch selbst, was ein weiteres Merkmal 
des Boulevardjournalismus ist. Über der Hauptüberschrift steht gelb unterlegt: 
„Noch schlimmer als Florida-Rolf!“. Somit wird umgehend der Vergleich zu der 
Berichterstattung 2003 gezogen, doch nun soll es sich laut Bewertung der 
„BILD“ um einen noch härteren Fall handeln. Die gestiftete Gemeinschaft ist 
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also gleich alarmiert, dass sie schon wieder von einer Abtrünnigen betrogen 
wird. Des Weiteren wird die Frau erneut abgebildet, diesmal ist es aber eine 
Aufnahme bis unterhalb der Hüfte. Das Foto wirkt, als wäre es heimlich ent-
standen und die Frau sieht etwas gelangweilt aus. Im Bildausschnitt hinter ihr 
befinden sich Strand und Palmen. Allerdings stellt man bei genauerer Betrach-
tung fest, dass das ein extra Bild ist, welches reinretuschiert wurde. Im Text 
findet man auch den Grund für die Montage. In Deutschland herrscht zu der 
Zeit noch Winter und auf Mallorca hat schon der Frühling begonnen. Mit dem 
Strand-Palmen-Foto unterstreicht die „BILD“ wie gut es sich diese Leistungs-
empfängerin in der Sonne gehen lässt, während die durch die Zeitung gestifte-
te Gemeinschaft im kalten Deutschland hart für ihre soziale Absicherung ar-
beitet. Dadurch soll sich jeder Leser persönlich von Karin K. angegriffen füh-
len, damit die Ungerechtigkeit auch tatsächlich empfunden werden kann. Dar-
an erkennt man weitere boulevardtypische Merkmale, wie die Emotionalisie-
rung von Inhalten und die Polarisierung der Geschichte. Neben dem Foto der 
Frau ist ein Haus im Sonnenlicht abgebildet, in dem sie zwei Luxusapartments 
vermieten soll. Im Text wird beschrieben wie luxuriös diese sind. Auch das ein 
Hinweis auf das „süße Leben“ der Leistungsempfängerin und ihre unglaubli-
che Dreistigkeit. Die gesamte grafische Darstellung erweckt den Eindruck, 
dass es sich hier um ein schwerwiegendes Vergehen handelt, welches die 
„BILD“ nun endlich publik macht. Auch am nächsten Tag wird die Frau in glei-
cher Weise auf dem Titel und Seite 6 dargestellt. Allerdings wird diesmal er-
klärt wie sie bestraft werden wird. Obwohl die „BILD“ nur über den Vorfall be-
richtete nimmt man an, dass die Zeitung selbst die Geschichte aufgedeckt und 
gelöst hat. Somit hat sich die „BILD“ in die Rolle des Kämpfers für den steuer-
zahlenden, kleinen Mann gebracht.  
 
Der Leistungsmissbrauch beim Alg II wird hier in einer polarisierenden 
Einzelgeschichte dargestellt. Zwischen den Lesern und der Zeitung wird eine 
fiktive Gemeinschaft gestiftet, die gegen die Protagonistin Karin K. durch text-
liche Mittel aufgebracht wird. Die Leserschaft steht somit für die Rezeptions-
dauer geschlossen in einer Reihe und kann nur verächtlich und empört den 
Kopf über so eine Tat schütteln. Der Rezipient fühlt sich somit verstanden und 
versteht auch selbst, wie er diese Geschichte einzuordnen hat. Ein positives 
Gefühl der Zusammengehörigkeit wird geschaffen. Es ist eine typische Boule-
vardgeschichte, die sich auf das Handeln von guten und bösen Menschen 











Als Beispiel für eine Missbrauchsdarstellung wurde die Berichterstattung 
über den Vorzeigearbeitslosen Arno Dübel und die Art sein Leben zu gestal-
ten gewählt. Am 30. Januar stellte die „BILD“ ihn auf der Titelseite vor: 
„Deutschlands frechster Arbeitsloser“119. Schon diese Schlagzeile ist kritisch 
zu sehen. Da die Zeitung den Superlativ verwendet, impliziert das, dass es 
auch noch unzählige „normal freche“ Arbeitslose gibt. Ein Anzeichen dafür, 
dass Alg II-Empfänger durch die Berichterstattung über Dübel unter General-
verdacht gestellt werden. Neben der rot unterstrichenen Schlagzeile befindet 
sich ein Portraitfoto des Mannes, auf dem er überlegend grinst. Diese Darstel-
lung unterstreicht nochmals das Wort „frech“ und soll das empörende Empfin-
den beim Leser verstärken. Darunter stehen die drei Fakten: „Er lebt seit 36 
Jahren vom Staat, Er tingelt durch Talkshows im TV, Er hat einen eigenen 
Manager“120, die durch rote Pfeile angezeigt werden. Bereits hier finden sich 
Ungereimtheiten, da der Protagonist ein paar Wochen vorher in der Sendung 
„Menschen bei Maischberger“ angab, er sei seit 30 Jahren ohne Arbeit. Bei 
der „BILD“ sind erstaunlicherweise 36 daraus geworden.121 Unterhalb der Fak-
ten befindet sich noch ein kurzer Text, indem sein Lebensmotto mit: „Steuer-
geld statt Stundenlohn“122 benannt wird und ein Verweis auf Seite 12 der Aus-
gabe zu finden ist. Insgesamt nimmt der Aufmacher mehr als Zweidrittel des 
Platzes oberhalb des Bruchs ein. Auf Seite 12 befindet sich dann ein großes 
Foto, welches den Mann in seinem Wohnzimmer mit Zigarette und Hund zeigt. 
Neben seinem Kopf befindet sich noch mal die Bezeichnung „Deutschlands 
Frechster Arbeitsloser“, damit es auch nicht zu Missverständnissen kommt. 
Sein Blick wirkt leicht gelangweilt und überlegen, als wäre er sich keiner 
Schuld bewusst. Von der Zeitung wird die Person als „zufrieden“ beschrieben. 
Die „BILD“ erklärt sogar die einzelnen Gegenstände (Hund, Bierdose, Zigaret-
ten etc.) und gibt an wie viel sie kosten. Die Aufnahme ist perspektivisch so 
angelegt, als könnte man in die Stube hineinscheuen, was die Metapher „Ein-
blick ins Leben gewähren“ untermalt. Man wird für die Zeit des Lesens in Dü-
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bels Welt entführt und erhält einen Eindruck. Es erinnert sehr an eine Reality-
Soup die zur Unterhaltung dienen soll. Als Artikelüberschrift, die unterhalb des 
Fotos steht, wurde eine Aussage des Protagonisten gewählt: „Ich werde so 
schnell müde, wenn ich arbeite“. So weis der Leser gleich, mit welchem faulen 
Mensch er es zu tun hat. Auch der Textteil im unteren Bereich des Artikels, ist 
so angelegt, wie eine Liveshow. Die „BILD“ heißt den Leser sogar „Willkom-
men, bei Deutschlands frechstem Arbeitslosen!“. So wird der Rezipient zu 
einer Art Voyeurismus eingeladen, bei dem er Einblick in eine andere Welt 
erhält. Dadurch stiftet die Zeitung zwischen sich und den Lesern eine Ge-
meinschaft, die Arno Dübel nur kopfschüttelnd zusehen und seine Einstellung 
verurteilen kann. So ein Mensch passt nicht in die Lebenswelt der meisten 
Leser und er verkörpert zudem alle Vorurteile gegenüber „Hartz IV“-
Empfängern die von den meisten Rezipienten geächtet werden. Neben dem 
Text ist der Mann noch als Gast in der Sendung „Menschen bei Maischberger“ 
abgebildet. Das Paradoxe dabei ist, dass Dübel durch seine Medienpräsenz ja 
eben doch einer Art von Arbeit nachgeht. Die „BILD“ macht durch diese emo-
tionalisierte und polarisierende Einzelgeschichte Stimmung gegen Leistungs-
empfänger, indem sie auch in den Folgetagen in einer Art und Weise über 
Dübel berichten, als wäre sein Leben ein Fortsetzungsroman. Dabei ist anzu-
merken, dass der Mann, zwar aus moralischer aber nicht aus rechtlicher Sicht, 
falsch handelt. Diese rein moralische Verurteilung kann und wird aber viel ein-
facher auf andere Alg II-Empfänger übertragen.  
 
Arno Dübel wurde durch die Berichterstattung in der „BILD“ und anderen 
Medien zum Vorzeigearbeitslosen. In zahlreichen Formaten wurde er vorges-
tellt und kam zu Wort.123 Die Debatte beschränkte sich auf diese eine Person, 
wodurch eine ernsthafte und differenzierte Diskussion über „Hartz IV“ nicht 
mehr möglich war. Auf jeden Fall muss man aber die „BILD“ und die dazuge-
hörigen Angebote „bild.de“ und „BamS“ hervorheben, da sie eine treibende 
Kraft bei der Darstellung von Herrn Dübel spielte. Anzunehmen ist, dass die 
Medienmacher sich darüber bewusst waren, dass Arno Dübel eine Einzelge-
schichte ist. Maik Gizinski bringt den Sachverhalt in seinem Beitrag für die 
NDR-Sendung „Zapp“ auf den Punkt: „Die Wahrheit ist, das Thema Hartz IV 
ist zu tröge um damit Quote zu machen. […] lieber schräge Typen (Arno Dü-
bel), als spröder Stoff und mühsame Recherchen.“124 Um die Berichterstat-
                                                            






tung der „BILD“ über diesen Arbeitslosen zu verstehen, muss man wissen, 
dass der Chef von „BILD Berlin“, Dübel bei der Münchner Runde am 26. Ja-
nuar 2010 Hilfe bei der Jobsuche zusagte.125 Vier Tage später begann die 
Berichterstattung über ihn in der „BILD“. Auch wenn sich alle darüber bewusst 
waren, dass diese schrille Person nicht für das ganze Klientel der Alg II-
Empfänger stehen kann, war die Aussage der medialen Berichterstattung: 
„Seit zwei Wochen hat Hartz IV ein Gesicht“126. Denn Dübel bediente alle Kli-
schees und Vorurteile, die gesellschaftlich für Hilfeempfänger vorherrschen. 
Durch die anhaltende Präsentation in den Medien entstand der Eindruck, dass 
man mit „Hartz IV“ ein Problem habe, da es genau solche Personen sind die 
es beziehen. Dadurch wurden alle „Hartz IV“-Empfänger unter Generalver-
dacht gestellt und diskreditiert. Gizinski bemerkt richtig: „Dabei ist Arno Dübel 
eines ganz gewiss nicht. Der typische Hartz-IV-Empfänger. Die Medien aber 
machen ihn dazu.“127  
Diejenigen, die von solchen Geschichten also profitieren, sind zum einen 
aus einer wirtschaftlichen Sicht, die Medien. Zum anderen sind die politischen 
Akteure dadurch befähigt Anerkennung zu erlangen, vom Wesentlichen ab-
lenken zu können und ihr politisches Handeln zu legitimieren. (Artikel im An-
hang, Anlage 2) 
                                                            






Die Arbeit hat gezeigt, dass die Behauptungen über „Hartz IV“-Empfänger 
so nicht haltbar sind. Man kann auf Grund der Angaben verschiedener Hilfs-
organisationen davon ausgehen, dass ein Leben mit der Grundsicherung 
schwer und entbehrungsreich ist. Außerdem ist die Vereinbarung zwischen 
dem neuen Prinzip des „Förderns und Forderns“ nach dem SGB II und den 
Menschenrechten kritisch zu sehen. Allerdings kann man einen Leistungs-
missbrauch in dem Umfang, wie er medial dargestellt wird, nicht belegen. 
Zwar existiert Leistungsmissbrauch, doch lediglich in solch einem Maß, dass 
nicht von einem erheblichen finanziellen Schaden für den Staat auszugehen 
ist. Den Sozialmissbrauch im moralischen Sinn kann man nicht eindeutig be-
weisen bzw. widerlegen. Man kann nur auf Umfragedaten zurückgreifen, bei 
denen die Betroffenen wahrscheinlich situative und subjektive Angaben ge-
macht haben. An Hand dieser Daten lässt sich aber aussagen, dass ein weit 
verbreiteter Arbeitsunwille und eine übergreifende Resignation nicht nach-
weisbar sind. Ausnahmen bilden hier allerdings einzelne Altersgruppen. Die 
Basis für Missbrauchsdebatten wurde mit dem neuen SGB II geschaffen, in-
dem der Solidaritätsbegriff umgedeutet wurde. 
An Hand dieser Ergebnisse konnte festgestellt werden, dass die Motivati-
on der Sozialbetrugsdebatten nicht durch die Vielzahl der Betrugsfälle und 
durch die sich ausbreitende Arbeitsunwilligkeit hervorgerufen wird. 
 
Es konnte gezeigt werden, dass Sozialbetrugsdebatten einen politischen 
Zweck verfolgen. Zum einen werden sie eingesetzt um Sparvorhaben bei den 
Sozialleistungen gesellschaftlich zu legitimieren. Zum anderen sollen sie von 
politischen Fehlentscheidungen und Problemen ablenken. Somit bessern die 
politischen Akteure, indem sie die eigentliche Schuld anderen zuweisen und 
dafür von einigen Teilen der Gesellschaft Zuspruch bekommen, ihr eigenes 
Image sogar auf.  
Daher kann allgemein davon ausgegangen werden, dass Sozialmiss-
brauchsdebatten zu strategisch wichtigen Zeitpunkten, wie zum Beispiel Wah-
len, Umfragetiefs, Koalitionsstreit und Forderungen nach Leistungsanhebung 








Die Medien nehmen bei den Sozialmissbrauchsdebatten in erster Linie die 
Vermittlerrolle ein. Allerdings werden oft undifferenzierte, einseitige Berichte 
veröffentlicht und somit Klischees à la Arno Dübel vorgeführt. Das widerspricht 
zwar der Sorgfaltspflicht der Medien, doch trägt es zu deren wirtschaftlichen 
Erfolg bei. Es scheint wichtiger zu sein, durch ausgefallene Berichte Quote zu 
machen, als faktische, recherchierte Informationen fundiert zu vermitteln.  
 
Auch die „BILD“ nimmt dabei keine Sonderstellung ein. Die Untersuchung 
hat gezeigt, dass die Darstellung von „Hartz IV“-Empfängern als Opfer bzw. 
Sozialtäter fast ausgeglichen ist. Allerdings besitzt die Täterdarstellung auch 
für die „BILD“ einen viel höheren Nachrichtenwert, was das Titelstoryverhältnis 
gezeigt hat. Somit kann man von einer intensiveren Beleuchtung des Alg II-
Personenkreises als Sozialtäter sprechen. Zudem gibt es ein Übergewicht der 
Missbrausdarstellung im moralischen Sinn, was auf eine undifferenzierte und 
emotional gefärbte Berichterstattung schließen lässt. Es konnte festgestellt 
werden, dass die Berichterstattung der Zeitung über Leistungsempfänger als 
boulevardtypisch bezeichnet werden kann. In allen drei untersuchten exemp-
larischen Beispielen konnten die Merkmale: Selbstpersonifizierung der Zei-
tung, stiften einer fiktiven Gemeinschaft zwischen Lesern und der Zeitung, 
Beschränken der Geschichten auf die Seiten Gut und Böse und emotionale 
plakative optische Gestaltung der Artikel, identifiziert werden. Zudem vertritt 
sie die Ansicht und Denkweise ihrer Hauptleserschaft, indem sie sich als 
„Sprachrohr des kleinen Mannes“ versteht. Deswegen ist anzunehmen, dass 
die „BILD“ durch die intensivere Sozialtäterdarstellung, die boulevardtypische 
Präsentation und die Vertretung der publikumsorientierten Meinungsinteres-
sen der vorwiegend arbeitenden Leserschaft, primär ihr eigenes wirtschaftli-
ches Ziel der Gewinnmaximierung verfolgt. Dementsprechend unterliegt das 
Agenda Setting der Zeitung einer in erster Linie ökonomischen Motivation.  
 
Man muss allerdings feststellen, dass die „BILD“ im gesellschaftlichen 
Prozess der Alg II-Empfänger-Abwertung „die Rolle des Stürmers“ 128  ein-
nimmt. Dadurch, dass die Sozialtäterberichterstattung intensiver geworden ist, 
wenn Erhöhungen beim Alg II gefordert wurden (z.B. September 2008) oder 
Politiker durch Debattenanstöße von eigenen Problemen ablenken wollten 
lässt sich erkennen, dass das Blatt auch politische Interessen verfolgt bzw. 
unterstützt. Durch die undifferenzierte, personifizierte und zum teil aggressive 
                                                            




Berichterstattung schürt die Zeitung Vorurteile und Abneigungen gegen die 
Randgruppe der „Hartz IV“-Empfänger. In das konservative Weltbild der Axel 
Springer AG, das durch die Unternehmensgrundsätze und das starke Hier-
archiegefüge bedingt ist, passt keine arbeitslose Minderheit, die auf Kosten 
des Staates bzw. des Steuerzahlers lebt. Es lässt sich zumindest in Grundzü-
gen feststellen, dass die Zeitung deswegen eine zum Teil wirtschaftsliberale 
Einstellung im Bereich der Sozialpolitik vertritt. Somit kann bei der Sozialtäter-
darstellung von „Hartz IV“-Empfängern durchaus von einer eigenen politischen 
Motivation der „BILD“ ausgegangen werden.  
 
Die Arbeit sollte zeigen, in welchem gesellschaftlichen Prozess in Bezug 
auf Alg II-Empfänger wir uns befinden und welche Rolle die Medien und spe-
ziell die reichweitenstarke „BILD“ dabei spielen. Es wurde gezeigt, dass bei 
der Boulevardzeitung durch genretypische Merkmale die gesellschaftspoliti-
schen Inhalte verzerrt und einseitig dargestellt werden. Allerdings entspricht 
das auch oft der Erwartungshaltung gegenüber der „BILD“. Viel gefährlicher 
werden solche Schwachpunkte bei der journalistischen Sorgfaltspflicht und 
Ausgewogenheit bei den Qualitätsmedien.  
 
Die Arbeit sollte einen Anstoß dafür geben, dass politische Kommunikation 
und die darauf folgende gesellschaftspolitische Berichterstattung der Medien 
zu hinterfragen ist. Für die Zukunft sollten weiterhin Überlegungen und Unter-
suchungen angestellt werden, die auch in anderen Bereichen das Verhältnis 
von: Thema, politische Kommunikation, tatsächliche politische Ziele, mediale 
Kommunikation und Eigeninteressen der Medien überprüfen. Letztendlich le-
ben und denken wir in einer Gesellschaft die durch Medien kommuniziert und 
dargestellt wird und man sollte Verantwortung von den Medien, die sich als 
„Wächter der Demokratie“ und „vierte Macht im Staat“ sehen, erwarten kön-
nen. Aber zumindest, sollte man die mediale Kommunikation nicht ungefiltert 
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Nr. Jahr Datum Titel Klassifizierung Platzierung / 
Format 
Wertung
1 2005 04.01.2005 Hartz IV Wir stehen 
Schlange für unsere Stüt-
ze 
OD S.5 / Artikel 1 
2 18.01.2005 Wegen 7 Quadratmetern 
muß ich aus der Woh-
nung! 
OD S.2 / BILD-Serie 1 
3 05.02.2005 Schicksals-Los Arbeitslos 
- Acht Freunde alle ohne 
Job Warum? 
OD S.11 / Artikel 1 
4 24.02.2005 Warum soll ich mit 55 
keinen Job mehr kriegen? 
OD S.10 / Artikel 1 
5 01.03.2005 5,2 Millionen Frauen und 
Männer ohne Arbeit - Tut 
endlich was! 
OD S.1,2 / Titelstory, 
Artikel 
1 
6 02.03.2005 Schicksal Arbeitslos - 
Papa, warum bist du den 
ganzen Tag zu Hause? 
OD S.1,2 / Titelstory, 
Artikel 
1 
7 08.03.2005 Jedes Formular ein 
Schicksal! 
OD S.2 / Artikel 1 
8 09.03.2005 Wer Aebeitslose schlecht 
behandelt muß weg! 
OD S.2 / Artikel 1 
9 14.03.2005 Früher standen sie vor 
dem Arbeitsamt heute 
stehen sie vor der Armen-
küche 
OD S.10 / Artikel 1 
10 22.03.2005 Wir wollen wirklich einen 
Job, aber wir krigen kei-
nen! 
OD S.2 / Artikel 1 
11 31.03.2005 Hartz geht nur mit Herz - 
Erster Hartz-IV-
Empfänger muß aus 
seiner Wohnung raus 
OD S.2 / Artikel, 
Kommentar 
1 
12 06.04.2005 5,2 Mio Arbeitslose, aber 
keiner will meinen Spargel 
ernten 
MV S.5 / Artikel 2 
13 26.04.2005 Sachsens erstes Hartz-IV-
Viertel 
OD S.3 / Artikel Lo-
kalteil 
1 
14 02.06.2005 Schaut her Politiker! Die 
Schlange der Schande 
OD S.2 / Artikel 1 
15 11.06.2005 Das Hartz-IV-Haus - Hier 
leben alle von Stütze 





30.06.2005 16 Angela Merkel zu alt für 1-
Euro-Job - In Riesa hilft 
ihr nicht mal der brühmte 
Name 
OD S.5 / Artikel 1 
17 23.07.2005 Arbeitsloser versteigert 
seine Niere im Internet 
OD S.1 / Artikel 1 
18 17.10.2005 Hartz-IV-Empfänger zo-
cken mit "beispielloser 
Dreistigkeit" ab 
LMV S.2 / Artikel 3 
19 09.12.2005 Hartz IV - Manche kriegen 
über 2000 Euro! 
MV S.1,2 / Titelstory, 
Artikel 
2 
20 27.12.2005 Karibik mit Sozialhilfe LMV S.1,2 / Titelstory, 
Artikel 
3 
21 2006 23.01.2006 Er schrieb 480 Bewer-
bungen und bekam immer 
Absagen - Ich habe das 
Arbeiten verlernt 
OD S.8 / Artikel 1 
22 24.01.2006 Sozial-Fahnderin 
schnappt dreisten Hartz-
IV-Betrüger 
LMV S.6 / Artikel 3 
23 17.02.2006 Hartz-IV-Schwachsinn - 
Behörde wollte fleißigem 
Mädchen Taschengeld 
wegnehmen 
OD S.8 / Artikel 1 
24 13.03.2006 Frechste Sozial-
Abzockerin 
LMV S.1,12 / Titelsto-
ry, Artikel 
3 
25 14.03.2006 Schluß mit Luxus-Leben 
auf Mallorca - Abzockerin 
muß alles zurückzahlen 
LMV S.1,6 / Titelstory, 
Artikel 
3 
26 05.05.2006 Das Arbeitsamt hat mir 
den Job geklaut 
OD S.5 / Artikel Lo-
kalteil 
1 
27 08.05.2006 Villa mit Hartz IV MV S.7 / Artikel 2 
28 15.05.2006 Ich bange richtig um mei-
ne Existenz 
OD S.8 / BILD-Serie 1 
29 16.05.2006 Mich hat's schon wieder 
erwischt! 
OD S.6 / BILD-Serie 1 
30 17.05.2006 Lieber Teilzeit, als ganz-
tags arbeitslos 
OD S.9 / BILD-Serie 1 
31 18.05.2006 Wie bewerbe ich mich 
nach 1000 Absagen 
OD S.12 / BILD-Serie 1 
32 19.05.2006 Ich mußte mich für Hartz 
IV scheiden lassen 
OD S.14 / BILD-Serie 1 
33 23.05.2006 Mißbrauch und lasche 
Kontrollen - So wird bei 
Hartz IV geschlampt! 
LMV S.1 / Artikel 3 
34 07.06.2006 Hartz IV oder Job? Wer 
ist hier der Dumme? 





14.06.2006 35 1. Politiker fordert Ar-
beitsdienst für Arbeitslose 
LMV/MV S.2 / Artikel 6 
36 21.06.2006 Hartz-IV-Mißbrauch - 35 
Millionen Euro zu viel 
gezahlt 
LMV S.1 / Artikel 3 
37 15.07.2006 Das Arbeitsamt läßt mich 
verhungern! 
OD S.6 / Artikel 1 
38 29.07.2006 Zahl des Tages - 300 000 
Hartz-IV-Empfänger ha-
ben noch nie in ihrem 
Leben gearbeitet 
MV S.2 / Rubrik 2 
39 09.09.2006 Zehn Wochen kein Geld 
vom Arbeitsamt! 
OD S.6 / BILD-Serie 1 
40 09.10.2006 Gibt es bei uns zu viele, 
die mit Hartz IV zufrieden 
sind? 
OD/MV S.2 / Artikel 4 
41 17.10.2006 Schockwort Unterschicht OD/MV S.2 / Artikel 4 




43 19.10.2006 Kommt man da unten 
nicht mehr raus? 
OD/MV S.2 / Report 4 
44 14.12.2006 Darf ein SPD-Chef das 
sagen? "Waschen und 
rasieren Sie sich erstmal, 
dann finden Sie auch 
Arbeit!" 
OD/MV S.2 / Artikel 4 
45 15.12.2006 Herr Beck, ich habe mich 
rasiert! …aber will der 
wirklich einen Job? 
MV S.2 / Artikel 2 
46 16.12.2006 Wir rasieren uns- und 
bekommen keinen Job! 
OD S.2 / Artikel 1 
47 18.12.2006 Lässt rasierter Arbeitslo-
ser Beck-Termin platzen? 
MV S.2 / Artikel 2 
48 19.12.2006 Deutschlands frechster 
Arbeitsloser - "Kürzt ihm 
endlich die Stütze" 




49 19.12.2006 Wir wollen auch Bürger-
arbeit! 
OD S.6 / Artikel 1 
50 20.12.2006 Warum kriegt so einer 
Stütze? 




51 21.12.2006 Seine Mutter schämt sich 
so sehr für ihn 
MV S.2 / Artikel 2 
52 2007 03.01.2007 Henrico trägt wieder Bart MV S.2 / Artikel 2 
53 05.01.2007 Immer mehr Arbeitslosen 
wird Stütze gestrichen 





20.04.2007 54 Yasmin (9) - das Mäd-
chen aus der Suppenkü-
che 
OD S.8 / BILD-Serie 1 
55 30.04.2007 Zwei Zimmer, Küche, 
Hartz IV 
OD S.13 / BILD-Serie 1 
56 02.05.2007 Mir hat das Amt ein Zim-
mer abgeschlossen 
OD S.9 / BILD-Serie 1 
57 03.05.2007 Wir leben in einer Hartz-
IV-WG 
OD S.17 / BILD-Serie 1 
58 04.05.2007 Das Amt lässt uns nicht 
umziehen 
OD S.9 / BILD-Serie 1 
59 25.09.2007 Wir sind für die nur eine 
Nummer 
OD S.11 / Artikel 1 
60 05.10.2007 Schon 7,4 Millionen sind 
überschuldet! Die 
schlimmste Geldfalle ist 
die Arbeitslosigkeit! 
OD S.2 / Artikel 1 
61 2008 05.02.2008 85% der Arbeitslosen 
würden für Job nicht um-
ziehen! 
MV S.2 / Artikel 2 
62 09.02.2008 Hartz-IV-Termin am Ro-
senmontag 
OD S.2 / Artikel 1 
63 11.02.2008 Wer arbeitet ist der Dum-




MV S.1,12 / Titelsto-
ry, Artikel 
2 
64 12.02.2008 Arbeiten? Ich bin doch 
nicht blöd! 
MV S.1,2 / Titelstory, 
Artikel 
2 
65 13.02.2008 Job-Vermittler klagen an - 
zu viele Arbeitslose drü-
cken sich vor der Arbeit 
MV S.1,10 / Titelsto-
ry, Artikel 
2 
66 13.02.2008 Mann verhungert auf 
Hochsitz im Wald 
OD S.8 / Artikel 1 
67 14.02.2008 Wir sind arbeitslos - Wir 
sind keine Drückeberger 
OD S.12 / Artikel 1 
68 23.02.2008 Habt ihr uns vergessen OD S.13 / Artikel 1 
69 17.03.2008 Arbeitsamt jagt ihn mit der 
Polizei! - wegen 2 Euro 
OD/LMV S.7 / Artikel 5 
70 25.03.2008 Arbeitsloser kassierte 
3846 Euro Hartz IV 
MV S.1,2 / Artikel 2 
71 26.05.2008 Vom Arbeitsamt wegen 2 
Euro verglagt 
OD/LMV S.6 / Artikel 5 
72 06.06.2008 Die Hartz-IV-Stasi OD S.10 / Artikel 1 
73 20.08.2008 Türkische Familie baut 
Luxus-Villa mit Hartz IV 





30.08.2008 74 Hartz-IV-Betrüger - Lu-
xus-Leben auf Tenneriffa! 
LMV S.1,15 / Titelsto-
ry, Artikel 
3 
75 01.09.2008 So wird bei Hartz IV ab-
gezockt! 
LMV/MV S.1,13 / Titelsto-
ry, BILD-Serie 
6 
76 02.09.2008 Wie arbeitslose Polen 
deutsche Hartz-IV-
Empfänger werden! 
LMV/MV S.1,8 / Titelstory, 
BILD-Serie 
6 
77 03.09.2008 Diese Frau hatte 15 Un-
termieter in ihrer Hartz-IV-
Wohnung 
LMV/MV S.9 / BILD-Serie 6 
78 04.09.2008 Morgens kassiert sie 
Hartz IV - abends verkauft 
sie ihren Körper 
LMV/MV S.12 / BILD-Serie 6 
79 05.09.2008 Die frechsten Klagen der 
Hartz-IV-Abzocker 
LMV/MV S.10 / BILD-Serie 6 
80 06.09.2008 Chemnitzer Professor 
behauptet 132 Euro Hartz 
IV im Monat reichen 
MV S.1,17 / Titelsto-
ry, Artikel 
2 
81 18.09.2008 Amt greift durch - kein 
Geld mehr für Hartz-IV-
Abzocker 
LMV S.10 / Artikel 3 
82 19.09.2008 Frechste Hartz-IV-
Abzockerin gestoppt 
LMV S.11 / Artikel 3 
83 25.09.2008 Hartz-IV-Abzocker 
schreibt sich selbst krank 
LMV S.1 / Artikel 3 
84 01.10.2008 Hartz-IV-Empfänger findet 
16000 Euro im Straßen-
graben 
OD S.9 / Artikel 1 
85 02.10.2008 Das traurige Schicksal 
von Deutschlands ehrlich-
stem Hartz-IV-Empfänger 
OD S.15 / Artikel 1 
86 07.10.2008 Frechster Hartz-IV-
Empfänger geht jetzt 
arbeiten - Ehrlichster 
Hartz-IV-Empfänger kriegt 
nicht mal Finderlohn 
OD S.8 / Artikel 1 
87 2009 11.03.2009 Das ist Sachsens frechste 
Bewerbung 
MV S.7 / Artikel Lo-
kalteil 
2 
88 12.03.2009 Dieser Typ hat sie ge-
schrieben! 
MV S.8 / Artikel Lo-
kalteil 
2 
89 12.03.2009 Wie dreist darf man dem 
Arbeitsamt kommen? 
LMV/MV S.8 / Artikel Lo-
kalteil 
6 
90 16.03.2009 So leben wir mit Hartz IV - 
Immer mehr arme Kinder 
in der Lausitz 
OD S.5 / Artikel Lo-
kalteil 
1 
91 30.03.2009 Mir wurde Stütze gekärzt, 
weil ich 1,40 Euro erbet-
telt habe 





15.04.2009 92 Trotz 60 Absagen kämpfe 
ich jeden Tag um einen 
Job 
OD S.10 / BILD-Serie 1 
93 23.04.2009 Wie Sachsens Linke 
wirklich mit Hartz-IV-
Empfängern umgeht 
OD S.5 / Artikel Lo-
kalteil 
1 
94 19.05.2009 Ab wann bin ich arm? OD S.1,2 / Titelstory, 
Artikel 
1 
95 20.05.2009 Hartz IV vor Gericht OD S.12 / Artikel 1 
96 25.05.2009 Arbeitsloser braucht eine 
Zeitmaschine 
OD S.6 / Artikel Lo-
kalteil 
1 
97 15.07.2009 Hartz-IV-Empfnger zahlt 
zu spät - Justiz-Irrsinn um 
12-Euro-Rechnung 
OD S.10 / Artikel 1 
98 31.08.2009 Schöner wohnen mit 
Hartz IV 
OD S.8 / Artikel Lo-
kalteil 
1 
99 24.09.2009 Kleine Lisa (2) erster Brief 
vom Arbeitsamt 
OD S.3 / Artikel Lo-
kalteil 
1 
100 27.10.2009 Schicksal Hartz IV  OD/LMV/MV S.1,10 / BILD-
Report 
7 
101 28.10.2009 Mitarbeiter der Jobcenter 
erzählen 
OD/LMV/MV S.14 / BILD-
Report 
7 
102          
2010 
18.01.2010 Helden, Opfer, Faulenzer LMV/MV S.4 / Kommentar 5 




104 23.01.2010 Lieber hart Arbeiten als 
Hartz IV! 
MV S.2 / Artikel 2 
105 25.01.2010 Wir sind Hartz IV und wir 
sind NICHT faul! 
OD S.2 / Artikel 1 
106 30.01.2010 Deutschlands frechster 
Arbeitsloser   
MV S.1,12 / Titelsto-
ry, Artikel 
2 
107 01.02.2010 So gammelt er sich durch 
den Tag 
MV S.10 / Artikel 2 
108 02.02.2010 Deutschlands frechster 
Arbeitsloser muss jetzt 
bügeln 
MV S.8 / Artikel 2 
109 03.02.2010 So wird bei Hatz IV abge-
zockt 
LMV S.1,2 / Titelstory, 
Artikel 
3 
110 09.02.2010 Wie viel Hartz IV braucht 
ein Kind? 
OD/MV S.1,2 / Titelstory, 
Artikel 
4 
111 11.02.2010 So viel Geld brauche ich 
wirklich für mein Kind 
OD S.2 / Artikel 1 
112 12.02.2010 Wie arbeiten, aber für die 
Kinder bleibt trotzdem fast 
nichts übrig 





15.02.2010 113 Hartz IV - Jetzt reden wir! 
Die Meinung der BILD-
Leser 
OD/MV S.12 / Artikel 4 
114 16.02.2010 Sind Hartz-IV-Empfänger 
wirklich so arm? 
OD S.1,2 / Titelstory, 
Artikel 
1 
115 17.02.2010 Bin ich dumm wenn ich 
noch arbeite? 
MV S.1,2 / Titelstory, 
Artikel 
2 
116 18.02.2010 Hier wird Kevins Hartz IV 
gekürzt 
OD/LMV/MV S.2 / Artikel 7 
117 19.02.2010 Warum kriegen Migranten 
häufiger Hartz IV als 
Deutsche? 
OD/MV S.1,2 / Titelstory, 
Artikel 
4 
118 23.02.2010 Hartz-IV-Empfänger ver-
hören Westerwelle 
OD/MV S.1,2,3 / Titelsto-
ry, Artikel 
4 
119 24.02.2010 Hartz IV - Wie ein Stapel-
Fahrer auf Stapler-Fahrer 
umgeschult wurde 
OD S.2 / Artikel 1 
120 24.02.2010 Deutschlands frechster 
arbeitsloser - Alle Bezüge 
gestrichen 







Exemplarisches Bespiel Opferdarstellung 
 






Exemplarisches Beispiel Leistungsmissbrauchdarstellung 
 














Exemplarisches Beispiel Missbrauchsdarstellung 
 












Hiermit erkläre ich, dass ich die von mir am heutigen Tage dem Prüfungs-
ausschuss des Fachbereiches Medien eingereichte Bachelorarbeit zum The-
ma "Die Darstellung der „Hartz IV"-Empfänger am Beispiel von „BILD“ – Eine 
Inhaltsanalyse der Berichterstattung“ vollkommen selbstständig verfasst und 
keine anderen als die angegebenen  Quellen und Hilfsmittel benutzt, sowie 
Zitate kenntlich gemacht habe. 
 
Ort, Datum Unterschrift
Ulrike Schirm MM06w2 
